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2006 werden tektonische Verschiebungen in der Medien-

landschaft sichtbar, die die Digitalisierung auslöst: Die großen 

Kabelgesellschaften und die beiden privaten Senderfamili-

en RTL und ProSiebenSAT.1 einigen sich über die digitale 

Verbreitung der reichweitenstärksten Programme. Der Satel-

litenbetreiber Astra kündigt die Verschlüsselung der privaten 

Programme an, mit einer monatlichen Zugangsgebühr für die 

Haushalte. Die Übertragungsrechte für die Fußball-Bundes-

liga gehen nicht mehr an den Pay-TV-Sender Premiere, son-

dern an arena, eine Tochter des Kabelunternehmens Unity 

Media, und die Deutsche Telekom, die damit ein IP-TV-Netz 

aufbauen will. Die Zahl der Breitband-Haushalte steigt rasant. 

Das Internet wird als Übertragungsweg auch für Video und 

Fernsehen interessant.  

Die Werbeeinnahmen der privaten Fernsehveranstalter stag-

nieren, sie suchen nach neuen Geschäftsmodellen. Die Tele-

kommunikationsunternehmen verzeichnen rückläufi ge Ein-

nahmen pro Kunde und sind ebenfalls auf der Suche nach 

neuen Feldern – sie steigen ein ins Geschäft mit Medienin-

halten. Auf den Nutzer kommen eine Vielzahl neuer Angebo-

te zu – und weitere Kosten. Adressierbarkeit und Verschlüsse-

lung weisen den Weg zu mehr Pay-TV-Paketen.     

Diese Entwicklungen stellen die Regulierung vor große He-

rausforderungen. Plattformen werden zum Schlüssel für die 

digitale Welt. Die Verbindung von Netz und Inhalt schafft 

neue Machtpositionen. Formen vertikaler Integration zeich-

nen sich ab.

Der Digitalisierungsbericht 2006 der Gemeinsamen Stelle 

Digitaler Zugang der Arbeitsgemeinschaft der Landesme-

dienanstalten setzt sich mit den Veränderungen auseinander 

und analysiert die nötigen Justierungen in der rechtlichen 

Rahmensetzung. Diese medienpolitische Betrachtung wird 

ergänzt durch aktuelle Daten zu Stand und Entwicklung der 

Digitalisierung des Fernsehempfangs. Die Gemeinsame Stelle 

Digitaler Zugang schafft mit dieser zweiten bundesweiten Er-

hebung die Möglichkeit, die Fortschritte bei der Digitalisie-

rung in Deutschland zu verfolgen. Wie bei der Untersuchung 

im Vorjahr, deren Ergebnisse im Digitalisierungsbericht 2005 

veröffentlicht wurden, liegen Zahlen zu den Reichweiten 

der verschiedenen Empfangswege vor. Erneut wurden Daten 

auch für Zweit- und Drittgeräte erhoben, so dass sich ein 

genaues  Bild zum Stand der Digitalisierung und der Ent-

wicklung der verschiedenen Verbreitungswege auch im inter-

nationalen Vergleich ergibt. 

Die Veränderung der Medienlandschaft ist ein Prozess, der 

die gesamte Gesellschaft angeht. Die Landesmedienanstalten 

sehen ihre Aufgabe darin, die Entwicklungen transparent zu 

machen, Interessen erkennbar werden zu lassen, für Vielfalt 

und Wettbewerb ebenso zu sorgen wie für die Balance zwi-

schen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Interessen. Es 

geht darum, das Ziel einer demokratischen Mediengesell-

schaft auch beim Aufbruch ins digitale Zeitalter zu verfolgen.  

V O RWO RT  5

Dr. Hans Hege
Vorsitzender der Gemeinsamen Stelle Digitaler Zugang 
der Landesmedienanstalten

Reinhold Albert
Vorsitzender der Direktorenkonferenz 
der Landesmedienanstalten
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1 2 AU F B RU C H  I N S  D I G I TA L E  Z E I TA LT E R

Herausforderungen für Gesetzgeber 

und Regulierer

1. Um Vielfalt und Wettbewerb abzusichern, 

muss die Medienordnung weitergehende Regelun-

gen für Plattformen entwickeln. Im Fokus müssen 

dabei die meinungsrelevanten Funktionen stehen, 

d. h. die Zusammenstellung und Vermarktung von 

Programmen gegenüber Endkunden. Besondere 

Aufmerksamkeit muss den möglichen Folgen der 

vertikalen Integration gelten. Die Vielfalt sichern-

den Regeln des Rundfunkstaatsvertrags sind an die 

digitale Welt anzupassen. 

2. Ergänzend zu den rechtlichen Vorkehrungen 

gegen Medienkonzentration muss der Wettbewerb 

von Plattformen sichergestellt werden, um da-

mit entsprechende Auswahlmöglichkeiten für die 

Haushalte zu schaffen. Damit zu verbinden sind 

Vorkehrungen für chancengleichen Zugang von 

Veranstaltern zu den verschiedenen Plattformen 

und der Endkunden zu den Inhalten.

3. Gezeigt hat sich, dass mit den geltenden Vor-

schriften aus der analogen Welt eine wirksame 

Aufsicht durch die Landesmedienanstalten nur 

eingeschränkt möglich ist. Nur wenn zum Beispiel 

Netzbetreiber und Programmveranstalter ihre Ver-

einbarungen vollständig vorlegen müssen, ist eine 

adäquate medienrechtliche Überprüfung durch-

führbar. Nur mit Befugnissen, die denen der Kar-

tellbehörden entsprechen, kann die notwendige 

Transparenz erreicht und ggf. festgestellt werden, 

ob Veranstalter benachteiligt werden. 

4. In der Übergangsphase mit gleichzeitiger ana-

loger und digitaler Übertragung reduzieren die Ka-

belnetzbetreiber die Zahl der analogen Kanäle; sie 

geben der Vermarktung von zusätzlichen digitalen 

Programmen und Triple-Play-Angeboten den Vor-

rang. Dies gefährdet die Vielfalt des Rundfunkan-

gebots. Die meisten Programmveranstalter sind 

auch auf absehbare Zeit auf die analogen Reich-

weiten angewiesen. Die Landesmedienanstalten 

wirken im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf eine 

faire Verteilung der Lasten hin. Dabei müssen auch 

private und öffentlich-rechtliche Senderfamilien 

ihren Beitrag bei einer Verringerung der analogen 

Übertragungskapazitäten leisten. 

5. Die größte Herausforderung für die Regu-

lierung bleibt der Analog-Digital-Übergang im 

Kabel. Die jetzige Übergangsphase führt zu Eng-

pässen, die besonders für kleinere Veranstalter be-

drohlich sind. Die Landesmedienanstalten fordern 

daher Pilotprojekte, um die Möglichkeiten der 

vollständigen digitalen Umstellung auszuloten, fi n-

den jedoch bei den großen Kabelnetzbetreibern 

bisher wenig Resonanz.

6. Die Landesmedienanstalten stehen der Einfüh-

rung der Adressierbarkeit auf allen Übertragungs-

wegen und damit der Möglichkeit, für Programme 

Zusammenfassung

 Besondere Aufmerksam-
keit muss den möglichen 
Folgen der vertikalen Integra-
tion gelten

 Der Analog-Digital-Über-
gang im Kabel ist noch immer 
die größte regulatorische 
Herausforderung 
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Entgelte zu erheben, offen gegenüber. Nur so blei-

ben die klassischen Rundfunkübertragungswege 

gegenüber der Internetübertragung von Rund-

funkangeboten (IP-TV über DSL) konkurrenz-

fähig. Angesichts stagnierender Werbemärkte, zu-

nehmender Programmangebote und wachsender 

Konkurrenz durch das Internet wird die Vielfalt 

des deutschen Fernsehens nur mit neuen Einnah-

memöglichkeiten erhalten und weiter entwickelt 

werden können.

7. Die Landesmedienanstalten erwarten von Ka-

belnetzbetreibern und Veranstaltern im Gegenzug 

für die Chance zusätzlicher Kundenbeziehungen 

entsprechende Investitionen; den Mediennutzern 

muss mit der Digitalisierung ein erkennbarer Mehr-

wert geboten werden. Die geplante Verschlüsselung 

der digitalen Satellitenübertragung allein, verbun-

den mit monatlichen Entgeltforderungen an den 

Verbraucher, erfüllt diese Anforderungen nicht.

8. Das Rundfunk- und Medienrecht muss tech-

nologieneutral entwickelt werden: Für die Zulas-

sungspfl ichtigkeit von Rundfunk spielt es keine 

Rolle, über welches Netz er verbreitet wird. Al-

lerdings ist nach der Bedeutung für die öffentliche 

Meinungsbildung zu differenzieren. 

9. Die Entwicklungschancen regionaler und lo-

kaler Inhalte in der digitalen Welt werden durch 

die bisherigen Must-Carry-Regelungen nicht 

hinreichend gewährleistet: Der Übergang von 

dezentralen zu zentralen (bundesweiten) Verbrei-

tungsstrukturen darf nicht zu einer Verschlechte-

rung der wirtschaftlichen Bedingungen regionaler 

und lokaler Anbieter führen. Als eine Maßnahme 

schlagen die Landesmedienanstalten deshalb vor, 

die erhöhten Zuführungskosten für regionale und 

lokale Programme im Rahmen der Gesamtkosten 

des Netzes zu fi nanzieren.

10. Bei der Nutzung digitaler terrestrischer Net-

ze müssen Rahmenbedingungen für eine einheit-

liche Zulassung bundesweiter Angebote geschaffen 

werden, dies gilt gleichermaßen für das Radio wie 

auch für mobil empfangbares Fernsehen und Mul-

timedia-Dienste. Die Landesmedienanstalten haben 

bei DMB und DVB-H einen Einstieg ermöglicht, 

der nun auf eine für den Regelbetrieb geeignete 

Grundlage gestellt werden muss. 

Strukturelle Entwicklungen

Die Digitalisierung wird von der Entwicklung 

neuer Geschäftsmodelle begleitet. Seit Anfang 

2006 werden auch die Programme der beiden 

großen privaten Senderfamilien digital im Kabel 

verbreitet, verbunden damit ist eine grundlegende 

Umstellung: Die Programmveranstalter bezahlen 

nicht mehr für die Kabelverbreitung, sondern sie 

erzielen Einnahmen für die Verbreitung ihrer bis-

herigen Programme, ergänzt um die Erlöse aus der 

Vermarktung von Zusatzprogrammen. Die Kabel-

gesellschaften refi nanzieren dies in der Regel mit 

einer Erhöhung der Kabelentgelte, damit zahlt der 

Nutzer.

Für die Satellitenverbreitung planen Astra und die 

beiden großen Senderfamilien RTL Group und 

ProSiebenSAT.1 ein ähnliches Modell. Vorgesehen 

ist die Verschlüsselung der privaten Programme, 

verbunden mit einer laufenden Gebühr für die Sa-

tellitenhaushalte. 

Die Planungen für eine Grundverschlüsselung 

der privaten Programme im Kabel und via Satel-

lit führen zu „Pay-TV light“, einer Entgeltzahlung 

für bisher frei empfangbare Programme. Insgesamt 

werden bei der Vermarktung in digitalen Netzen 

Pay-TV-Pakete eine immer größere Rolle spielen. 

Die Zusammenstellung und Vermarktung von Pro-

grammen gegen Entgelt ist die Hauptfunktion von 

Plattformen. Anders als bisher, als die Kabelnetz-

betreiber bloße Transporteure waren, werden die 

Netzbetreiber die künftige Medienentwicklung 

weitaus stärker mitbestimmen. Den Inhalte-Anbie-

tern erwächst neue Konkurrenz durch die Platt-

formbetreiber; sie stehen im Wettbewerb um den 

direkten Zugang zum Kunden.

Der Erwerb der Bundesliga-Rechte durch die 

Tochter des Kabelnetzbetreibers Unity Media, 

 Dem Nutzer muss die 
Digitalisierung einen erkenn-
baren Mehrwert bieten

 Die Grundverschlüsselung 
der privaten Programme führt 
zu „Pay-TV light“

 Die Netzbetreiber 
steigen in das Geschäft mit 
attraktiven Inhalten ein 
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Arena, und die Deutsche Telekom markiert den 

Einstieg von Netzbetreibern in das Geschäft mit 

attraktiven Inhalten. 

Mit IP-TV, dem Angebot von Fernsehprogram-

men und Abrufdiensten über DSL-Leitungen für 

festgelegte Verbreitungsgebiete treten die Deutsche 

Telekom und andere Anbieter in Konkurrenz ins-

besondere zum Kabel. Daneben entwickelt sich das 

„freie“ Internet-Fernsehen ohne Kontrolle durch 

Programmplattformen. Der Anteil der Haushal-

te, die breitbandiges Internet empfangen können, 

steigt wesentlich schneller als der der Digitalhaus-

halte über die klassischen Verbreitungswege für 

Rundfunk. Hier könnte sich relativ schnell eine für 

Nutzer interessante Alternative entwickeln. Es ist 

absehbar, dass auch die großen Internetportale wie 

Google sich in die Vermarktung von Fernsehpro-

grammen über IP-TV einschalten werden.

Fernsehen über Mobiltelefon wird durch drei ver-

schiedene Technologien möglich: UMTS über die 

Mobilfunknetze sowie DMB und DVB-H über 

Rundfunknetze. Anders als bei der herkömmlichen 

terrestrischen Ausstrahlung bezahlt nicht mehr der 

Veranstalter, sondern der Nutzer für das Netz. In-

halte-Anbieter und Mobilfunkunternehmen kon-

kurrieren um die Plattformfunktionen.

Marktentwicklung

Die Zahl der Digitalhaushalte ist 2006 weiter ge-

stiegen, 31,6 Prozentpunkte der Haushalte haben 

nun Zugang zu digitalem Fernsehen und damit 

knapp sechs Prozent oder rund zwei Millionen 

Fernsehhaushalte mehr als im Vorjahr. Deutsch-

land liegt damit aber immer noch im europäischen 

Mittelfeld, weit hinter Großbritannien; dort emp-

fangen mehr als 70 Prozent der Haushalte Digital-

fernsehen.

Die Digitalisierung kommt auf den verschiedenen 

Übertragungswegen sehr unterschiedlich voran: 

Während 57,1 Prozent der terrestrischen Haus-

halte digital versorgt werden und 47,2 Prozent der 

Satellitenhaushalte digitalen Empfang haben, sind 

es trotz erheblicher Zuwächse gegenüber 2005 le-

diglich 15,2 Prozent der Kabelhaushalte, die digi-

tales Fernsehen nutzen. Nach wie vor ist bei den 

digitalen Haushalten der Empfang über Satellit der 

führende Übertragungsweg (62,8 Prozent), gefolgt 

von Kabel (25 Prozent) und Terrestrik (17,2 Pro-

zent).

Der Analog-Digital-Übergang beim terrestrischen 

Fernsehen kann bis Ende 2007 abgeschlossen wer-

den. Derzeit sind die wichtigsten Ballungsräume 

auf digitalen drahtlosen Empfang umgestellt; für die 

restlichen Gebiete planen die öffentlich-rechtlichen 

Anstalten eine Umstellung spätestens im Laufe des 

nächsten Jahres. Die bundesweiten Privatsender ha-

ben die analoge Verbreitung eingestellt; analog ver-

breitete Programme privater Anbieter gibt es nur 

noch im regionalen und lokalen Bereich.

Durch die Digitalisierung hat der klassische Ver-

breitungsweg über Antenne insbesondere in den 

Ballungsräumen wieder an Attraktivität gewon-

nen. In den DVB-T-Kerngebieten stieg der Anteil 

im vergangenen Jahr von 10,4 auf 12,8 Prozent; 

in Berlin-Brandenburg, der ersten Region, in der 

umgestellt wurde, sogar von 14,5 auf 19,4 Pro-

zent. Weniger Erfolg hat DVB-T dort, wo - wie 

in Mitteldeutschland oder im Großraum Stuttgart 

- nur öffentlich-rechtliche Programme über An-

tenne ausgestrahlt werden. Hier liegt der Anteil der 

DVB-T-Haushalte bei 4,8 Prozent.

Besonders attraktiv scheint DVB-T für die jünge-

ren Zuschauer zu sein. Den größten Erfolg hat die 

digitale terrestrische Verbreitung bei den 14- bis 

29-Jährigen: 8,9 Prozent gegenüber einem Anteil 

von 3,1 Prozent bei den Zuschauern zwischen 60 

bis 69 Jahren. 

 IP-TV über DSL könnte bald 
eine interessante Alternative 
zum Kabel sein

 Besonders in Ballungs-
räumen und bei jüngeren 
Zuschauern ist DVB-T 
attraktiv 
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Lange war das Thema Digitalisierung bei den be-

teiligten Unternehmen eher Anlass strategischer 

Überlegungen als konkreter Schritte. Das ließ das 

Sujet in der öffentlichen Diskussion abstrakt wir-

ken. Die Umbrüche in der deutschen Medien-

landschaft, die jetzt erkennbar werden, hatten die 

Landesmedienanstalten bereits in ihrem ersten Di-

gitalisierungsbericht 2005 analysiert. 

Im Laufe des Jahres 2006 einigen sich die großen 

Kabelgesellschaften und die beiden privaten Sen-

derfamilien RTL und ProSiebenSAT.1 über die 

digitale Verbreitung der reichweitenstärksten Pro-

gramme. Damit geht eine grundlegende Verän-

derung ihrer Geschäftsmodelle einher. Dies wird 

jedoch nur teilweise offen gelegt.

Astra kündigt die Verschlüsselung des privaten Sa-

tellitenfernsehens an, mit einer monatlichen Zu-

gangsgebühr für die Haushalte. Der VPRT fordert 

- in Abkehr von seiner früheren Position - die 

Grundverschlüsselung auf allen Verbreitungswe-

gen.

Die Fernsehrechte für die Übertragung der Fuß-

ball-Bundesliga gehen nicht mehr an den Pay-TV-

Sender Premiere, sondern an arena, eine Tochter 

des Kabelunternehmens Unity Media, und an die 

Deutsche Telekom AG, die damit ein IP-TV-Netz 

aufbauen will.

Die Zahl der Breitband-Haushalte in Deutschland 

steigt sprunghaft; die Kabelgesellschaften greifen in 

den Wettbewerb um Triple-Play-Angebote ein. 

Während die Werbeeinnahmen der privaten Fern-

sehveranstalter stagnieren und sie deshalb zusätzli-

che Einnahmen durch Pay-TV und andere Bezahl-

formen anstreben, steigen die Werbeeinnahmen im 

Internet sprunghaft an. Das Internet wird als breit-

bandiger Übertragungsweg auch für Video und 

Fernsehen interessant. Neue Nutzungsformen im 

Web 2.0 machen dem herkömmlichen Fernsehen 

Konkurrenz im Kampf um die knappste Ressour-

ce: das Zeitbudget der Nutzer.

Die digitale Speicherung auf Festplatten-Rekor-

dern und die damit erweiterten Möglichkeiten des 

Nutzers, Fernsehen zu einer ihm genehmen Zeit 

zu sehen und Werbung zu überspringen, fi ndet zu-

nehmende Verbreitung.

1.  Neue Unternehmensstrategien 

Die Möglichkeiten der digitalen Technologien 

zwingen Unternehmen, ihre Strategien zu mo-

difi zieren: Die Netze werden leistungsfähiger, der 

Wettbewerb härter, die Umsätze pro Kunde sinken. 

In der Folge müssen Festnetz- und Mobilfunkbe-

treiber daran interessiert sein, mit neuen Angebo-

ten rückläufi ge Einnahmen zu kompensieren. So 

ist es nur konsequent, dass sich die Telekommuni-

Die Medienlandschaft im Umbruch

 Die großen privaten 
Veranstalter fordern Grund-
verschlüsselung auf allen 
Verbreitungswegen

 Telekommunikations-
unternehmen suchen neue 
Einnahmequellen und 
ent wickeln sich zu Anbietern 
von Medieninhalten
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kationsunternehmen von klassischen Sprachtelefo-

nie-Anbietern über das Breitband-Internet zu Ver-

marktern von Medieninhalten entwickeln.

Neben die klassischen Übertragungswege Kabel, 

Satellit und terrestrische Sendernetze, die speziell 

für Radio und Fernsehen entwickelt worden sind, 

treten die breitbandigen Telefonnetze: Fernsehen 

über DSL und Fernsehen über Mobilfunknetze 

(UMTS).

Damit geht ein grundlegender Wandel der Finan-

zierung der Übertragungswege einher, der auch 

die klassischen Rundfunkwege erfasst: Beim ter-

restrischen Fernsehen wie beim Satellitenfern-

sehen bezahlt bisher der Veranstalter für die frei 

empfangbaren Programme den Übertragungsweg, 

der Verbraucher das Gerät, es gibt keine Kunden-

beziehungen zwischen Sender und Empfänger. 

Nur beim Kabel haben die Verbraucher die Infra-

struktur weitgehend durch monatliche Gebühren 

fi nanziert, aber auch hier haben die Programman-

bieter durch Entgelte zur Refi nanzierung der Ka-

belnetze beigetragen.

Bei den neuen Übertragungswegen - IP-TV 

über DSL sowie Rundfunk über DMB/DVB-H 

- zeichnet sich ab, dass nicht mehr die Veranstal-

ter die Übertragung bezahlen, sondern der Nut-

zer. Mehr noch: dass die Veranstalter sogar für ihre 

bisher frei zugänglichen Programme zusätzliche 

Erlöse erhalten. Zur Refi nanzierung der Übertra-

gungswege werden damit Plattformen notwendig, 

die Beziehungen zu den Nutzern unterhalten und 

die Zahlungen abwickeln. Plattformen haben die 

Möglichkeit, Geräte zu subventionieren, damit 

mehr Abonnenten zu gewinnen und somit zusätz-

liche Umsätze zu generieren. Daraus entsteht der 

Anreiz, attraktive und exklusive Inhalte zu bieten 

- deshalb die Investitionen in die Fußball-Bundes-

liga. 

Die Veranstalter zahlen für ihre neuen Einnahme-

möglichkeiten den Preis, dass zwischen sie und die 

Teilnehmer ein Plattformanbieter tritt, der Pro-

gramme zusammenstellt und vermarktet. Plattfor-

men beschränken sich folglich nicht mehr auf die 

klassischen Transportfunktionen der Netzbetreiber, 

sondern sie nehmen über die Vermarktung Einfl uss 

auf das inhaltliche Angebot.

Die Vereinbarungen der privaten Sender mit den 

Kabelgesellschaften machen deutlich, dass beim 

digitalen Kabel ein vergleichbarer Weg wie bei 

IP-TV und mobilen Diensten eingeschlagen wird. 

Veranstalter zahlen nicht mehr für die Verbreitung 

ihrer Programme, sondern erhalten im Gegenteil 

zusätzliche Erlöse. Außerdem besteht die Möglich-

keit, über weitere Angebote zusätzliche Einnah-

men zu generieren.

Dieses Geschäftsmodell auf den Satelliten zu über-

tragen, ist der Hintergrund der Pläne von SES-As-

tra zur Satellitenverschlüsselung und zur Erhebung 

einer monatlichen Teilnehmergebühr.

Bei der drahtlosen Verbreitung stehen sich zwei 

grundlegend unterschiedliche Modelle gegenüber: 

zum einen das traditionelle reine Transportmodell 

bei DVB-T und zum anderen die neuen Planun-

gen für DVB-H mit Abonnemententgelten und 

Plattformfunktionen, für die Mobilfunkunterneh-

men beste Voraussetzungen mitbringen.

In der analogen Rundfunkwelt herrschte weitge-

hend Übereinstimmung zwischen öffentlich-recht-

lichem und privatem Rundfunk beim Zugang zu 

den Übertragungswegen, nun zeichnet sich eine 

grundlegende Änderung der Interessenlagen ab: 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk, von der All-

gemeinheit durch Gebühren fi nanziert, integriert 

in seinen Anmeldungen zum Gebührenbedarf 

auch die Übertragungskosten; er möchte am her-

kömmlichen Modell festhalten. ARD und ZDF 

legen Wert darauf, die Gebührenzahler ohne Zwi-

schenschaltung einer Plattform und deren Einfl uss 

zu erreichen; sie lehnen Verschlüsselung und damit 

jede Kontrolle der Kundenbeziehung ab. Da die 

Landesrundfunkanstalten in den westlichen Bun-

desländern Eigentümer der terrestrischen Sender-

 Plattformanbieter als 
neue Player 

 Der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk lehnt Grundver-
schlüsselung ab
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netze sind, pfl egen sie diesen Übertragungsweg 

intensiv - auch dort, wo er für die Zuschauer an 

Bedeutung verloren hat.

Private Veranstalter dagegen müssen - nicht zuletzt 

wegen des Rückgangs der Werbeeinnahmen - auf 

neue Einnahmemöglichkeiten Wert legen. Die-

se neuen Geschäftsmodelle führen jedoch zu der 

Frage, ob die privaten Sender, wenn sie ihre Pro-

gramme nur mehr gegen Entgelt anbieten, noch 

Bestandteil eines gemeinsamen dualen Rundfunk-

systems sind. 

2.   Medien- versus Telekommunikations-

unternehmen

Bislang sind Medienunternehmen auf dem Ge-

schäftsfeld der Telekommunikationsfi rmen so gut 

wie nicht tätig. Das Endkundengeschäft ist Inhalte-

Anbietern - mit Ausnahme von Pay-TV-Veranstal-

tern - weitgehend fremd geblieben, zudem wären 

die Investitionsaufwendungen hoch. Dagegen ge-

hören Endkundenbeziehungen zum Kern des Te-

lekommunikationsgeschäfts. Die Umsatzgiganten 

haben zudem leichteren Zugang zu den Finanz-

märkten und damit zu Kapital, um auch Schlüs-

selrechte wie die Fußball-Bundesliga zu erwerben. 

Sie können anders kalkulieren als Sender: Der Er-

halt der Kundenbeziehungen und ihr Ausbau in 

einem Triple-Play-Angebot rechtfertigt auch Mo-

delle, bei denen mit den Inhalten selbst kein Geld 

verdient wird, sondern Inhalte sogar subventioniert 

werden. Das Ziel ist, im Telekommunikationsbe-

reich Kunden zu halten oder neu zu gewinnen. 

Noch ist eine klare Interessentrennung zwischen 

Telekommunikations- und Medienunternehmen 

festzustellen: Wer ein Netz kontrolliert, hat das na-

türliche Interesse, Programminhalte einzusetzen, 

um diese Marktmacht zu erhalten oder auszubau-

en. Er hat kein Interesse, seine Inhalte über andere 

Netze zu verbreiten, die damit attraktiv werden 

könnten. Die Deutsche Telekom hat keinen Vorteil 

davon, wenn Bundesliga-Spiele auch über konkur-

rierende DSL-Anschlüsse zu empfangen sind. 

Anders die Medienunternehmen: Sie haben das In-

teresse, ihre Inhalte über alle verfügbaren Wege zu 

verbreiten. Ihre Einschränkung: Es muss wirtschaft-

lich sein. Der Fall Premiere zeigt, in welch schwie-

rige Lage Medienunternehmen kommen, wenn 

Netzbetreiber Plattformfunktionen wahrnehmen. 

Während Premiere sich auf die Vermarktung von 

Fernsehprogrammen mit Premium-Inhalten be-

schränkt, vermarkten die Telekommunikations-

unternehmen Triple-Play-Anschlüsse über Kabel 

oder DSL. 

Die wichtigste Frage für die künftige Entwicklung 

ist noch offen: Welche Angebote werden von den 

Nutzern akzeptiert, und wofür sind sie bereit zu 

bezahlen? Weder Fernsehen über DSL noch Mo-

bile-TV haben bisher einen realen Markttest in 

Deutschland bestanden.

Auch mit Blick auf die Pläne von Astra, die priva-

ten Fernsehprogramme zu verschlüsseln und ein 

monatliches Entgelt zu erheben - in Abkehr vom 

bisherigen Konzept, Satellitenempfang als preis-

günstige Alternative zum Kabel darzustellen - stellt 

sich die Frage, ob die Verbraucher dies akzeptieren 

und die dafür notwendigen neuen Set-Top-Boxen 

kaufen werden.

Die Strategien von Medien- und Telekommuni-

kationsunternehmen waren in den vergangenen 

Jahren gravierenden Schwankungen unterworfen. 

Diese Kurswechsel sind nicht zuletzt den wach-

senden Beteiligungen von Finanzinvestoren an 

deutschen Medien und insbesondere an der Ka-

belindustrie geschuldet. Es gelten nun eher die 

Gesetzmäßigkeiten der Finanzmärkte mit kurzfris-

tigen Erfolgen denn langfristige Strategien. 

3. Neue Regeln für die digitale Welt

Vielfalt und Wettbewerb bleiben auch unter den 

veränderten Bedingungen der digitalen Welt Ziele 

der Regulierung; doch Mittel und Wege, wie sie 

erreicht werden können, müssen überprüft wer-

 Sind Triple-Play-Angebote 
der Schlüssel zum Kunden?

 Interessenskollision: 
Netzbetreiber tendieren 
dazu, eigene Inhalte 
bevorzugt zu vermarkten
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den. Unternehmen brauchen verlässliche Rah-

menbedingungen; auch das Fehlen von Regeln 

beeinfl usst Entwicklungen.

Die Vielgestaltigkeit der digitalen Welt begründet 

die Herausforderung, sich auf den Kern der öffent-

lichen Interessen zu konzentrieren und Verfahren 

zu entwickeln, mit denen sie durchgesetzt werden 

können. Detaillierte Regelungen, wie sie das Me-

dienrecht im klassischen Bereich kennzeichnen, 

gefährden vielfach die Entwicklung neuer Märk-

te. Für mobiles Fernsehen z. B. kann man keine 

detaillierten gesetzgeberischen Regeln entwerfen, 

bevor sich ein Markt entwickelt hat und Erfahrun-

gen dabei gewonnen worden sind.

Zu den grundlegenden Vorgaben des Medien-

rechts gehört die Anforderung der Technologie-

neutralität: Relevant sind die Auswirkungen auf 

die öffentliche Meinungsbildung, nicht die Frage, 

mit welcher Technik sie erzielt werden. Für den 

Zuschauer ist es gleichgültig, ob die Box auf dem 

Fernsehapparat das Programm über Kabel digital 

oder über IP-TV empfängt; für den Nutzer eines 

Mobiltelefons macht es keinen Unterschied, ob er 

ein Fußballspiel über UMTS, DVB-H oder DMB 

sieht.

Noch aber gelten die Regeln der Kanalbelegung, 

die auf Breitbandkabelnetze zugeschnitten sind. 

Noch größer sind die Unterschiede beim Zugang 

zu Frequenzen: Wer heute in Deutschland über 

UMTS ein Fußballspiel überträgt, hat sechs Mil-

liarden Euro allein für die Nutzung des Frequenz-

spektrums bezahlt, wer dies über Rundfunktech-

nologien tut, zahlt dafür bisher nichts.

Alte Fragen stellen sich in neuer Form. Eine Tren-

nung zwischen Netz und Nutzung hatte sich nach 

der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts in Deutschland ergeben, solange der Bund 

die Netze und die Länder die öffentlich-rechtli-

chen Rundfunkanstalten im Monopol organisier-

ten. Infolge dessen blieb das Kabel auf die Trans-

portfunktion beschränkt; das US-Modell, in dem 

Kabelgesellschaften auch eine inhaltlich-gestalten-

de Rolle haben, hatte hierzulande keine Chance. 

Heute haben wir vielfältige Formen vertikaler In-

tegration, Telekommunikationsunternehmen en-

gagieren sich auch bei Inhalte-Angeboten. Noch 

gibt es keine Instrumentarien, die die Verknüpfung 

von Netz und Inhalt regulieren. Es gibt also kei-

ne Möglichkeiten, auf die Bündelung von Netz 

und Inhalt Einfl uss zu nehmen, wie beispielswei-

se auf den Erwerb der Übertragungsrechte an der 

deutschen Fußball-Bundesliga durch die Deutsche 

Telekom AG. Auch die EU trennt diese Regulie-

rungsebenen. 

Dieses Thema bedarf großer öffentlicher Aufmerk-

samkeit, doch in Deutschland fi ndet die Diskus-

sion über die Trennung von Netz und Nutzung 

bei der Deutschen Bahn mehr Beachtung als eine 

Debatte über die Regeln für die Netze, die die öf-

fentliche Meinungsbildung bestimmen. Es ist das 

Anliegen dieses Berichts, zum Verständnis aktueller 

Entwicklungen beizutragen und Gestaltungsmög-

lichkeiten aufzuzeigen, mit denen öffentliche Inte-

ressen wahrgenommen werden können.

 Bisher fehlen Instrumenta-
rien, die die Verknüpfung von 
Netz und Inhalt regulieren

 Medienrecht 
sollte technologieneutral 
formuliert werden
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1.  Die wachsende Bedeutung 

von Plattformen

Die erste Phase der Digitalisierung hat den Trend 

zu Senderfamilien öffentlich-rechtlicher und pri-

vater Veranstalter verstärkt. Das Medienrecht hat 

darauf mit der Begrenzung der Programmzahl für 

den öffentlich-rechtlichen Rundfunk sowie der 

Festlegung von Konzentrationsgrenzen für die pri-

vaten Veranstalter reagiert. 

Für die zusätzlichen Funktionen beim digitalen 

Fernsehen hat der Rundfunkstaatsvertrag neue 

Vorschriften aufgenommen; sie entstanden anhand 

der praktischen Fragen, die sich mit dem Ausbau 

des digitalen Kabels und der Vermarktung digitaler 

Programme und Endgeräte ergaben. Für das di-

gitale Kabel hat der Rundfunkstaatsvertrag (§ 52 

RStV) Regeln zur Kanalbelegung aufgestellt, mit 

Must-Carry-Bestimmungen für öffentlich-rechtli-

che Programme und lokale bzw. regionale Veran-

stalter, mit einer Vielfaltsicherung (can-carry) für 

ein weiteres Drittel der Kapazitäten und einer frei-

en Nutzung der restlichen Kapazitäten. Des weite-

ren wurden Vorschriften für den digitalen Zugang 

entwickelt, für Zugangskontrollsysteme, für die 

Navigation und die Bündelung von Programmen 

(§ 53 RStV). Dies sind die ersten Regelungen mit 

Bezug auf Plattformfunktionen, also für zusätzli-

che zugangsrelevante Dienstleistungen, die über 

die Veranstaltung von Programmen auf der einen 

Seite und den Transport über Netze andererseits 

hinausgehen.

Ihre praktische Bedeutung blieb allerdings begrenzt, 

solange diese Vorgaben sich auf das Premiumseg-

ment von Premiere, fremdsprachige Angebote der 

Kabelgesellschaften und Nischenprodukte einzel-

ner Kabelnetzbetreiber mit digitalen Spartenpro-

grammen beschränkten. Die Grundverschlüsselung, 

die zwischen den privaten Senderfamilien und den 

großen Kabelgesellschaften vereinbart worden ist, 

die Planungen für die Verschlüsselung der digitalen 

Satellitenverbreitung und die Adressierbarkeit der 

Netze über IP-TV und DVB-H/UMTS führen zu 

einem Bedeutungsgewinn der Plattformen. 

Der Nutzer wird zum Kunden, nicht mehr für ein 

Einheitsangebot, sondern für eine differenzierte 

Palette von Programmpaketen. Die Abrechnung 

führt zu zusätzlichen Anforderungen an die End-

geräte, benötigt wird eine Zertifi zierung oder die 

Regelung von Subventionsmodellen für bestimm-

te Set-Top-Boxen. Die Reihenfolge der Sender 

bei der Standardeinstellung sowie die Navigation 

gewinnen Bedeutung für die Auswahl der Pro-

gramme. Eine Plattform, die erfolgreich vermark-

ten will, wird diese Instrumente in ihrem eigenen 

Interesse nutzen.

Plattformen als Schlüssel zur digitalen Welt

 Die neue Rolle von Platt-
formen wird rundfunkrecht-
lich bisher kaum erfasst
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2.  Die Wechselbeziehung zwischen 

Plattformen und Netzen

Plattformen nehmen Einfl uss auf die öffentliche 

Meinungsbildung, indem sie aus Angeboten ver-

schiedener Veranstalter Bouquets erstellen und ge-

genüber den Endnutzern vermarkten. Diese Bün-

delung von Programmen kann mit dem Betrieb 

von Übertragungsnetzen, den technischen Platt-

formen und der elektronischen Benutzerführung 

verbunden sein. Dabei müssen nur die Aspekte 

gesetzlich geregelt werden, die Einfl uss auf die öf-

fentliche Meinungsbildung haben.

Vom reinen Netzbetrieb unterscheiden sich Pro-

grammplattformen dadurch, dass sie Programm-

pakete, weitere Inhalte sowie Dienstleistungen 

vermarkten. Dieser Wandel wird auch bei einem 

Übertragungsweg deutlich, der schon immer End-

kundenbeziehungen hatte - dem Kabel. Bisher 

dominieren dort infrastrukturbezogene Endkun-

denbeziehungen: Der Mieter zahlt an seine Woh-

nungsbaugesellschaft, die Eigentümergesellschaft 

oder einen Betreiber der Netzebene 4. Die Ka-

belgesellschaft, die die Programme zusammenstellt 

und damit auch Adressat der medienrechtlichen 

Kanalbelegungsvorschriften ist, hat nur zu einem 

kleinen Teil der Kabelkunden eine direkte Kun-

denbeziehung. 

Auch in der digitalen Welt übernehmen kleinere 

Netzbetreiber, die nicht selbst Programme zusam-

menstellen, die Programmpakete anderer Anbieter, 

sei es von großen Kabelgesellschaften oder von Sa-

tellitenbetreibern, und leiten sie an ihre Kunden 

weiter. Die geplante Grundverschlüsselung über 

Satellit trifft damit auch diese Kabelnetzbetreiber; 

sie werden zum verlängerten Arm der Satelliten-

plattformen. 

Neu bei den entstehenden digitalen Vermark-

tungsstrukturen ist der Einfl uss auf die Endgeräte. 

Beim analogen Kabelfernsehen war dieser ebenso 

wenig vorhanden wie bei Satellit und Terrestrik. 

Die neuen Plattformbetreiber jedoch machen Vor-

gaben für die Geräte, die sie über Vereinbarungen 

mit der Geräteindustrie oder über fi nanzielle An-

reize beim Kunden durchsetzen.

Auch hier zeigt die Praxis, dass medienrechtlich re-

levante Funktionen weniger mit dem Netzbetrieb 

zusammenhängen (auch wenn es hier bestimmte 

Mindeststandards zur Sicherung der Netzfunktio-

nen geben muss) als mit der Nutzung, so bei der 

Programmliste und der Einstellung des Navigators 

oder den Vorgaben für die Nutzung digitaler In-

halte bei der Speicherung.

Programmplattformen lassen sich ohne Eigentum 

an Netzen betreiben, wie der Pay-TV-Sender Pre-

miere gezeigt hat. Besonderen Einfl uss jedoch hat, 

wer Programmplattformen zusammen mit Netzen 

betreibt. Dies gilt derzeit vor allem für Kabel und 

Satellit, da sie Zugang zum weitaus größten Teil 

der Fernsehzuschauer haben. 

In der analogen Welt hatten Netzbetreiber keine 

oder geringe Steuerungsfunktionen, sie verwalte-

ten die eher knappen Kapazitäten nach den Vor-

gaben der Landesmedienanstalten. Der Übergang 

vom Transport- zum Vermarktungsmodell und die 

Überwindung der Knappheit der Übertragungs-

wege verändert diese Rolle grundlegend: Weil 

Übertragungskapazitäten für die Veranstalter billi-

ger werden, suchen die Netzbetreiber Wachstum 

in der Vermarktung von Inhalten. Der Netzbetrieb 

schafft eine fi nanzielle Basis für den Einstieg in das 

Mediengeschäft; die vertikale Integration, die Ver-

bindung von Netzbetrieb mit zugangsrelevanten 

Dienstleistungen, insbesondere Programmplattfor-

men, rückt die Frage des Zugangs von Program-

manbietern, die nicht an Netzen oder Plattformen 

beteiligt sind, in den Fokus.

 Plattformen haben 
Einfl uss auf die öffentliche 
Meinungsbildung

 Sind Netz- und Plattform-
betreiber identisch, sind die 
Auswirkungen besonders 
groß

 Grundverschlüsselung 
betrifft auch kleinere Kabel-
netzbetreiber
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3.  Formen vertikaler Integration

Derzeit sehen wir unterschiedliche Stufen verti-

kaler Integration und damit verschiedene Formen 

von Medieneinfl uss: 

Kabel Baden-Württemberg wie auch in der ANGA 

zusammengeschlossene Unternehmen beschrän-

ken sich darauf, Programmpakete zu vermarkten, 

die von anderen zusammengestellt werden. Ihr 

Interesse ist es folglich, sich an der Nachfrage der 

Zuschauer zu orientieren; hier gibt es kein Indiz 

für ein besonderes Missbrauchsrisiko.

Dennoch besteht ein Unterschied zum herkömm-

lichen Transportmodell: Wenn ein Netzbetreiber 

für alle Programme dieselbe Vergütung erhält, egal 

ob sie werbe- oder gebührenfi nanziert sind oder 

zusätzliche Erträge bringen, wird er sie tendenziell 

gleich behandeln. Angewiesen ist der Kabelnetzbe-

treiber auf die publikumsattraktivsten Programme. 

Gefährdet sind in dieser Situation jene Program-

manbieter, auf die der Kabelnetzbetreiber nicht 

unbedingt angewiesen ist, also die kleineren, nicht 

zu Senderfamilien gehörenden Veranstalter.

Die Gefahr, Programmanbieter zu benachteiligen, 

steigt bei Plattformen, die selbst ein Programm-

bouquet zusammenstellen - wie Kabel Deutsch-

land oder die Unternehmen von Unity Media 

dies tun. Sie haben vor allem Interesse an der Ver-

marktung ihres Angebotes, sodass Anbieter anderer 

Programmpakete möglicherweise auf diesen Platt-

formen schlechter gestellt werden könnten. Dies 

gilt insbesondere in der Konkurrenz um Kunden-

beziehungen.

Bereits 2001 spielte bei den Planungen von Liberty 

Media, die Kabelnetze der Deutschen Telekom AG 

zu kaufen, die Beteiligung der Kabelgesellschaften 

an Programmveranstaltern eine besondere Rolle. 

John Malone orientierte sich an der in den USA 

üblichen cross-ownership: Kabelunternehmen sind 

an Sendern beteiligt, mit der ursprünglichen Ziel-

setzung, die Attraktivität ihres Kabelangebots zu 

erhöhen; umgekehrt halten Medienunternehmen 

Anteile an Kabelgesellschaften. Auf dem deut-

schen Markt verändert sich die Situation tenden-

ziell durch Finanzinvestoren, die Beteiligungen an 

Netzbetreibern wie an Veranstaltern halten. Auch 

dadurch könnte die Gefahr der Benachteiligung 

für Kanäle entstehen, die nicht zum Portfolio der 

Investoren gehören.

Der Fußball-Bundesliga kommt in der gegenwär-

tigen Entwicklung die Rolle einer Schlüsselres-

source zu. Der Unity-Media-Tochter arena wie 

der Deutschen Telekom AG geht es um den An-

schub eines neuen Marktes - im digitalen Kabel 

bzw. zur Nutzung des DSL-Netzes für die Fern-

sehverbreitung. Eine weitergehende Bündelung 

von Programmen mit attraktiven Filmrechten, wie 

sie international für die führenden Pay-TV-Bou-

quets kennzeichnend ist, kann sich auch hierzulan-

de abzeichnen. 

Hier liegt ein besonderes Gefährdungspotenzial: 

Die Kontrolle der attraktivsten Inhalte und die 

Möglichkeit, Programme zu bündeln, sowie eine 

starke Stellung im Netzbereich führen zu einer 

zentralen Machtposition im Medienmarkt.

4. Machtpositionen in der digitalen Welt

4.1. Senderfamilien und Programm plattformen

Die Plattformen nehmen in dem sich verändern-

den Gefüge nicht ohne weiteres die bisherigen 

Machtpositionen der öffentlich-rechtlichen und 

privaten Senderfamilien ein. Denn deren reich-

weitenstärkste Programme sind Marken, an denen 

sich die Zuschauer orientieren, und sie spielen eine 

Rolle bei der Entwicklung aktueller Programm-

formate, die für die Meinungsbildung relevant sind. 

Die „großen“ Programme behalten demnach ihre 

besondere Bedeutung für den Zuschauer, dessen 

faktische Nutzung sich auch bei wachsendem An-

gebot auf wenige Programme konzentriert. Mit 

der Zusammenstellung von Programmpaketen 

und der Bestimmung der Konditionen für ihre 

Nutzung gewinnen die Programmplattformen 

jedoch besonderen Einfl uss: Veranstalter, die nicht 

im attraktivsten Paket enthalten sind, haben nur 

 Finanzinvestoren 
befördern die vertikale 
Integration



 2 3

schwer Zugang zum Markt. Umgekehrt wird der 

Zuschauer Programme nur fi nden, wenn die Platt-

form sie in attraktiver Weise anbietet, ob bei der 

Zusammenstellung der Pakete oder in der elektro-

nischen Programmführung.

Plattformen sind auf die Senderfamilien mit ihren 

reichweitenstarken Programmen angewiesen, des-

halb haben die großen Programmunternehmen 

entsprechende Verhandlungsmacht. Das bedeutet 

in der Praxis, dass ein Gefährdungspotenzial für 

die kleineren Veranstalter besteht, die eine solche 

Verhandlungsmacht nicht haben. Nun kann man 

Plattformen durchaus die Bereitschaft unterstellen, 

ihren Kunden innovative Inhalte zu bieten, auch 

wenn diese nicht von den etablierten Senderfa-

milien stammen; im Gesamtgefüge der Interessen 

kann dies jedoch durch Vereinbarungen mit den 

großen Senderfamilien überlagert werden.

4.2.  Navigation und Suchfunktionen

Je größer das digitale Angebot, umso wichtiger 

die Instrumente, die bei der Auswahl helfen. Mit 

der digitalen Speicherung und der Möglichkeit, 

Programme abzurufen, wird die Navigation eine 

größere Bedeutung erlangen. Wenn nach den Pla-

nungen der BBC und inzwischen auch des ZDF 

die Sendungen einer ganzen Woche zum indivi-

duellen Abruf zur Verfügung stehen, gehen die 

Orientierungsfunktionen der Programme zurück, 

zugunsten personalisierter Programmführer. Diese 

nehmen dann die zentrale Medienfunktion war, 

Orientierung in einer sonst nicht mehr überseh-

baren Fülle von Angeboten zu bieten.

Ohne selbst Programme anzubieten oder Netze 

zu betreiben, könnte ein Navigationsunternehmen 

im Fernsehen eine ähnliche Schlüsselfunktion er-

reichen, wie sie heute Google im Internet hat. Zu 

erwarten ist auch, dass die großen Internetportale 

hier für sich ein Geschäftsfeld entwickeln. 

4.3.  Machtteilung durch Wettbewerb

Jede dieser Machtpositionen - Plattform, Sender-

familie, Netzbetreiber, Navigation - kann für sich 

genommen durch Machtteilung und Wettbewerb 

begrenzt werden. Vorkehrungen gibt es derzeit für 

den Bereich der Senderfamilien. Dagegen gibt es 

keine Regeln für Suchmaschinen bzw. Elektroni-

sche Programmführer (EPG) und für Programm-

plattformen, außer denen des allgemeinen Kartell-

rechts.

Dabei liegt die künftige Gefährdung am ehesten 

in der Kombination von Machtpositionen, von 

Netz und Inhalt, von Vermarktungsplattformen 

und Senderfamilien, und sei es über gemeinsame 

Finanzinvestoren.

Das Medienrecht steht vor der Herausforderung, 

auch diese zusätzlichen Machtpositionen zu be-

rücksichtigen, um in einer Gesamtbetrachtung 

Vielfalt zu sichern. Allerdings sind diese Machtpo-

sitionen schwerer zu erfassen und zu beschreiben 

als der herkömmliche Gegenstand des Medien-

rechts, der Veranstalter.

Aber schon das geltende Medienkonzentrations-

recht trägt dem Umstand Rechnung, dass nicht der 

Lizenzinhaber den Einfl uss haben muss, sondern 

hinter ihm stehende Unternehmen, und dass Mei-

nungsmacht zugerechnet werden kann. Dies sind 

Instrumente, die fortentwickelt werden können 

und müssen.

5.  Relevanz für die öffentliche 

Meinungsbildung

Plattformen lassen sich nach ihrer Bedeutung für 

die öffentliche Meinungsbildung unterscheiden. 

Damit stellt sich auch die Frage nach unterschied-

lichen Regulierungsanforderungen.    

Plattformen, die der Basisversorgung dienen, ver-

breiten gebühren- und werbefi nanzierte Program-

me, auf die bisher der größte Anteil der Fernseh-

nutzung entfällt und die die höchsten Reichweiten 

erzielen. Sie haben damit für die Finanzierung der 

privaten Programmanbieter eine herausragende 

Bedeutung. Plattformen zur Basisversorgung sind 

bisher Kabel, Satellit und Terrestrik. Außer bei der 

Satellitenverbreitung ist deren analoge Belegung 

medienrechtlich stark reguliert. 

 Kleinere Programmver-
anstalter, die nicht zu einer 
Senderfamilie gehören, sind 
gefährdet

 Große Senderfamilien 
haben Verhandlungsmacht

 EPG‘s nehmen bei 
Programmen auf Abruf eine 
Schlüsselfunktion ein

 Wettbewerb nicht nur für 
Sender, sondern auch für 
Netz- und Plattformbetreiber
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Die digitalen Basisplattformen sind derzeit in der 

Startphase: Beim digitalen Kabel hat die Vermark-

tung von Basisanschlüssen in großem Stil begon-

nen, seit die großen privaten Veranstalter auch 

digital verbreitet werden. Beim Satelliten gibt es 

bisher noch keine Vermarktung für Basispakete, 

dies ist aber im Zusammenhang mit der Grund-

verschlüsselung geplant. Die digitale Terrestrik 

folgt noch dem klassischen Transportmodell; der 

VPRT schlägt in Abkehr von seiner früheren Posi-

tion auch hierfür ein Vermarktungsmodell vor.

Über DSL entsteht eine weitere Plattform, die 

ebenfalls der Basisversorgung dient. Ihre Funktion 

entspricht der des Kabels und kann sie ersetzen; 

potenziell ist sie damit von gleicher Meinungsrele-

vanz. IP-TV entspricht dem voll digitalisierten Ka-

bel, nicht dem analogen oder der Mischform von 

analog und digital, die gegenwärtig vorherrscht.

Die Bedeutung der Vermarktungsplattformen für 

die öffentliche Meinungsbildung wird deutlich zu-

nehmen. Basisplattformen werden sich kaum auf 

eine „Grundversorgung“ beschränken, sondern sie 

werden ihr Angebot erweitern und dafür zusätzli-

che Programme im Premiumbereich entwickeln. 

Daneben gibt es Plattformen, die eine ergänzende 

Funktion zur Basisversorgung haben, wie zum Bei-

spiel Premiere. Die Meinungsrelevanz dieser Pre-

miumangebote kann als gering erachtet werden, da 

sie nur einen Teil der Fernsehzuschauer erreichen; 

selbst bei Abonnenten von Premiumprodukten 

wie Premiere entfällt der größte Teil der Fernseh-

zeit auf die Programme der Basisversorgung.

Mobile-TV ersetzt die Basisversorgung nicht, son-

dern hat eine ergänzende Funktion, die der von 

Premiumangeboten vergleichbar ist: Für besondere 

Nutzungen wird zusätzlich bezahlt. Hier geht es 

um den mobilen Empfang - zunächst - von Pro-

grammen, die es auf anderen Übertragungswegen 

bereits gibt. Zeitdauer der Nutzung und Größe des 

Bildschirms führen zu einer deutlich geringeren 

Suggestivkraft und Breitenwirkung. Mobile-TV 

erfordert also ein deutlich niedrigeres Regulie-

rungsniveau als Plattformen der Basisversorgung. 

Es stellt sich aber die Frage, welche Verpfl ichtun-

gen sich aus der Nutzung des knappen Rundfunk-

spektrums ergeben, das für mobile Dienste zur 

Verfügung steht. 

Mittel- und langfristig könnten drahtlose breit-

bandige Internetzugänge für die Mediennutzung 

besonders dort an Bedeutung gewinnen, wo Kabel 

und DSL nicht ausgebaut werden. Fernsehen über 

WiMAX, also über regionale Funknetze, könnte 

mittelfristig zu einem Angebot der Basisversor-

gung werden. 

Mobile Plattformen für digitales Radio können 

für die Medienentwicklung größere Bedeutung 

erlangen als für TV, da Radio auf den mobilen und 

portablen Empfang angewiesen ist. Bisher gibt es 

in Deutschland im Unterschied zu anderen Staaten 

keine konkreten Planungen für eine Pay-Plattform 

für den Hörfunk. 

Insgesamt ist es eine offene, auch von der Regu-

lierung abhängige Frage, ob selbstständige Premi-

umplattformen mit den Plattformen der Netz-

betreiber konkurrieren können, die Basis- und 

Premiumversorgung gemeinsam anbieten. 

6.  Neue Aspekte der Regulierung

Die Digitalisierung führt, wie geschildert, zu einer 

weitgehenden Veränderung der Plattformfunktio-

nen und ihrer medienrechtlichen Relevanz. Das 

analoge Kabel folgt noch dem Transportmodell. 

Für den Zugang der Nutzer wie der Veranstalter ist 

es notwendig, aber auch ausreichend, dass ein Ka-

nalplatz eingeräumt wird. Die Digitalisierung und 

die damit einhergehenden Veränderungen der Ge-

schäftsmodelle bedingen zusätzliche Funktionen, 

die den Zugang von Verbrauchern wie Program-

manbietern bestimmen. 

6.1.  Paketierung

Die bisher klare Trennung zwischen einem brei-

ten Basisangebot und einem hochpreisigen Premi-

umangebot wird durch Übergangserscheinungen 

verwischt. Es werden niedrig preisige Zusatzange-

 VPRT schlägt Vermarktungs-
modell auch für digitale 
terrestrische Verbreitung vor

 DSL könnte zur Basis-
versorgung werden

 Mobile-TV hat zunächst 
nur ergänzende Funktion
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bote geschnürt, unter Einbeziehung von Program-

men der großen Senderfamilien (zum Beispiel 

„Kabel Digital Home“ von KDG). Durch Vergü-

tungen der Programmanbieter seitens der Kabel- 

und Satellitenbetreiber entwickelt sich eine Form 

des „Pay-TV light“. 

Mit dem absehbaren Übergang zur vollständig di-

gitalen Übertragung gewinnt das digitale Basispa-

ket eine entscheidende Funktion, sowohl für die 

öffentliche Meinungsbildung wie für den Zugang 

von Veranstaltern zu ihrem Publikum. Programme, 

die in diesem Basispaket nicht vorkommen, haben 

schlechtere Chancen wahrgenommen zu werden. 

Deshalb ist die Aufnahme ins Basispaket zentraler 

Bestandteil der getroffenen Vereinbarungen zwi-

schen Kabelgesellschaften und Senderfamilien. 

Aus regulatorischer Sicht muss das Basispaket eine 

Mindestanforderung an Programmvielfalt erfüllen.    

6.2.  Set-Top-Boxen

Der von der DLM bereits 1995 formulierte Grund-

satz, dass jede Set-Top-Box das gesamte Angebot 

empfangen können soll, ist medienrechtlich nur 

unzureichend abgesichert. Unterschiedliche Tech-

nologie der Set-Top-Boxen - insbesondere des Zu-

gangskontrollsystems (Conditional Access) und der 

Programmierschnittstellen (Application Program-

ming Interface) - führen zu Einschränkungen des 

Zugangs. Die Folge ist, dass sich Zuschauer z. B. für 

den Empfang zusätzlicher Programme weitere Set-

Top-Boxen anschaffen müssten.

Die derzeitigen telekommunikations- und me-

dienrechtlichen Regulierungen für Zugangskon-

trollsysteme bieten keinen Anreiz, Endgeräte so 

auszustatten, dass mehrere Empfangssysteme in ei-

nem Gerät verwendbar sind, damit auch in diesem 

Bereich Wettbewerb entstehen kann. 

Die bestehenden Zugangsregelungen für Set-Top-

Boxen greifen auch nicht bei absehbaren Vermark-

tungsmodellen, mit denen Set-Top-Boxen durch 

Subvention oder in Verbindung mit Abonnements 

in den Markt gebracht werden. Der Vermarkter 

kann hierbei technische Vorgaben machen, die al-

lein der Durchsetzung seiner Interessen dienen. 

6.3.  Navigation

Die elektronische Programmführung, von be-

gleitenden Programminformationen bis hin zu 

Suchmaschinen für Videoangebote, beeinfl usst das 

Nutzerverhalten und ist damit für Anbieter von 

zentraler Bedeutung. Die Reihenfolge der Pro-

gramme in der Grundeinstellung, die Vorgaben für 

die Navigation in den Set-Top-Boxen sowie die 

Möglichkeit ihrer Änderung bestimmen die Auf-

fi ndbarkeit einzelner Programme in einem wach-

senden Gesamtangebot. 

Sowohl die zunehmende Verbreitung von Set-

Top-Boxen als auch die Möglichkeit der digitalen 

Speicherung verstärken die Bedeutung der Navi-

gation für die öffentliche Meinungsbildung. Vorga-

ben für die diskriminierungsfreie Darstellung der 

Programme erscheinen hier ebenso sinnvoll wie 

ein funktionierender Wettbewerb zwischen ver-

schiedenen elektronischen Programmführern.

6.4.  Endkundenbeziehung

Mit dem Übergang vom Transport- zum Vermark-

tungsmodell gewinnt die medienrechtlich bisher 

nicht geregelte Frage an Bedeutung, wer die End-

kundenbeziehung unterhält. Kabelgesellschaften, 

die selbst direkten Zugang zu den Endkunden auf-

gebaut haben, haben zwangsläufi g Interesse daran, 

die Möglichkeiten von Veranstaltern einzuschrän-

ken, sich über eigene Kundenbeziehungen zu ver-

markten, wie Premiere dies bisher getan hat.

Weder das Telekommunikations- noch das Me-

dienrecht können in ihrer derzeitigen Form die 

Frage beantworten, ob der Zugang eines Veranstal-

ters davon abhängig gemacht werden kann, dass er 

sich mit dem Netzbetreiber über die Gestaltung 

der Endkundenbeziehung bzw. Wertschöpfungs-

beteiligung einigt. Die Verhandlungen zwischen 

Premiere und den Kabelnetzbetreibern zeigen die 

Relevanz dieser Frage. Sie wird überlagert von den 

 Regulierungsaufgabe: 
Set-Top-Boxen sollten 
unterschiedliche Angebote 
darstellen können
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Möglichkeiten der Telekommunikationsunterneh-

men, attraktive Rechte selbst zu kaufen und damit 

ihre (Verhandlungs-)Position zu stärken. 

An der Frage der Endkundenbeziehung wird 

deutlich, wie schwer sich Medien- und Telekom-

munikationsrecht damit tun, das bisherige Trans-

portmodell mit seinen einfachen Strukturen hinter 

sich zu lassen. In einem Vermarktungsmodell gibt 

es unterschiedliche Beziehungen zwischen Pro-

grammplattform und Einzelveranstaltern und da-

mit offene Fragen - bis hin zu den wirtschaftlichen 

Konditionen.

Die klassische Entgeltregulierung des Telekom-

munikationsrechts baut auf dem Transportmodell 

auf. Danach gelten für die Datenrate eines Offe-

nen Kanals die gleichen Bedingungen wie für die 

Übertragung eines Bundesligaspiels; für die Ver-

marktung macht dies jedoch einen großen Unter-

schied.

Es scheint wenig aussichtsreich, diese Fragen durch 

neue Formen der Entgeltregulierung in den Griff 

zu bekommen. Umso wichtiger ist es, für einen 

Wettbewerb von Programmplattformen zu sorgen, 

der die Missbrauchsmöglichkeiten reduziert. 

6.5. Forderung nach Transparenz

Die geltenden Vorschriften des Telekommunikati-

onsgesetzes mit ihrer Beschränkung auf die Ent-

geltregulierung lassen andere zugangsrelevante Ver-

einbarungen außer Acht. Die Entgeltregulierung 

läuft leer, wenn über andere Abmachungen eine 

höhere Kompensation erzielt wird oder einem 

Veranstalter oder einer Senderfamilie ein Vorteil 

zuteil wird, der anderen in vergleichbarer Form 

nicht gewährt wird.

Deshalb ist die Transparenz der Vereinbarungen 

eine Mindestanforderung, die gesetzlich zu regeln 

ist. Offen gelegt werden müssen die wesentlichen 

zugangsrelevanten Punkte: die Berücksichtigung 

bei der Kanalbelegung und bei der Paketierung, 

die Listung der Programme und ihre Berücksich-

tigung im Rahmen der Navigation sowie die Be-

rechnungsmaßstäbe der wirtschaftlichen Konditio-

nen („Pay-TV light“).

Das Medien- wie auch das Telekommunikations-

recht sind an der klassischen Trennung von Netz 

und Inhalt orientiert. Es geht jedoch nicht mehr 

darum, knappe Kabelplätze zuzuweisen oder Ent-

gelte nach telekommunikationsrechtlichen Maß-

stäben zu regulieren; es geht vielmehr um ungleich 

komplexere Vereinbarungen, bei denen schon die 

Frage der Offenlegung die Grenzen des geltenden 

Rechts zeigt. Typisches Beispiel sind die Verträge 

der großen Senderfamilien mit den Kabelgesell-

schaften, wie auch die Modelle, die der geplanten 

Satellitenverschlüsselung zugrunde liegen.

Am deutlichsten werden die Veränderungen mit 

Blick auf voll digitalisierte Kabelanlagen. Die 

herkömmliche Kanalbelegung spielt keine Rolle 

mehr, weil der Mangel an Kanälen aufgehoben ist. 

Das bedeutet im Umkehrschluss jedoch nicht, dass 

alle Veranstalter vergleichbare Zugangschancen ha-

ben. Selbst ein durch eine Must-Carry-Regelung 

abgesicherter Kabelplatz bedeutet nicht, dass der 

Veranstalter sich die dafür notwendigen techni-

schen Vorkehrungen leisten kann (insbesondere 

bei regionalen und lokalen Programmen). Ebenso 

heißt es nicht, dass er im wachsenden Angebot ge-

funden wird, also reale Marktchancen hat. 

6.6.  Konkurrenz von Plattformen 

Wettbewerb ist aus medienrechtlicher Sicht umso 

wichtiger, je größer die Bedeutung der Plattfor-

men für die öffentliche Meinungsbildung ist, also 

bei der Basisversorgung bedeutsamer als beispiels-

weise bei neuen Plattformen für Mobile-TV.

Regulierung dient dazu, die öffentliche Mei-

nungsbildung dort zu schützen, wo der Nutzer 

keine oder nur eine eingeschränkte Auswahl un-

ter verschiedenen Übertragungswegen hat. Dies 

ist derzeit beim Kabel mit seinen mietrechtlichen 

Privilegierungen noch weitgehend der Fall.

Mit der Verbreitung von IP-TV über DSL könnte 

ein weiterer Übertragungsweg entstehen, der vor 

 Transparenz als Min-
destanforderung: Vereinba-
rungen zwischen Netzbetrei-
bern und Programmanbietern 
offenlegen

 Wer trägt die Kosten für 
die Verbreitung lokaler und 
regionaler Angebote?
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allem dem Kabel Konkurrenz macht. Damit stellt 

sich die Frage, ob dann angesichts eines etablierten 

Wettbewerbs der Übertragungswege die medien-

rechtliche Regulierung reduziert werden kann.

7.  Vorkehrungen gegen Dominanz 

einzelner Plattformen

7.1.  Begrenzung des Marktanteils 

Will man die Marktanteile für einzelne Plattfor-

men begrenzen, bieten sich zwei Modelle an: Zum 

einen eine Regulierung wie in den USA. Diesem 

Beispiel folgend könnte eine Höchstgrenze für 

den Marktanteil defi niert werden - technologie-

neutral für alle Plattformen, die Fernsehprogram-

me vermarkten. Wie im US-Modell könnte an 

die Zahl der Endkunden angeknüpft werden. Die 

andere Möglichkeit wäre, das bisherige Marktan-

teilsmodell des Rundfunkstaatsvertrages weiter zu 

entwickeln. Die Bedeutung der Plattformen wäre 

dann danach zu bestimmen, wie hoch der Anteil 

der über sie vermittelten Fernsehzeit an der Ge-

samtfernsehdauer der Bevölkerung ist.

Eine solche Regelung könnte zumindest verhin-

dern, dass ein Plattformbetreiber eine so domi-

nierende Stellung erhält, dass er den Zugang eines 

Veranstalters zum Markt blockieren kann. Eine 

entsprechende Marktanteilsregelung für Plattfor-

manbieter könnten Vorgaben des Rundfunkstaats-

vertrages für TV-Veranstalter ergänzen. Die Macht-

positionen von Senderfamilien und von großen 

Basisplattformen ließen sich damit vergleichbar 

behandeln.

Legt man die Höchstgrenze pro Plattform auf 30 

Prozent der Haushalte bzw. der Gesamtfernseh-

dauer fest, würde das de facto bedeuten, dass min-

destens vier Plattformen nebeneinander bestehen 

müssten. Das könnten beispielsweise zwei große 

Kabelgesellschaften, eine DSL-Vermarktungs-

plattform und eine Satellitenplattform sein. Der 

Satellitenbetreiber Astra wäre dadurch gehindert, 

kleinere Kabelnetzbetreiber, die ihr Signal über 

Astra empfangen, aus ihren Kundenbeziehungen 

zu verdrängen. Eine solche Regelung würde zwar 

Formen der vertikalen Integration wie im Fall 

arena/Unity Media nicht ausschließen, es bestün-

de aber eine medienrechtliche Grenze, die nicht 

überschritten werden könnte. 

In Abwägung der beiden Regulierungswege 

spricht viel für die Orientierung am Zuschauer-

marktanteil. Das amerikanische Beispiel differen-

ziert nicht hinreichend zwischen Plattformen, die 

der Basisversorgung dienen, und solchen, die neu 

entstehen und die Basisversorgung ergänzen, wie 

zum Beispiel Mobile-TV. 

Zweifelsohne besteht Handlungsbedarf. Werden 

keine medienrechtlichen Regelungen getroffen, 

bliebe es weiterhin den Kartellbehörden überlas-

sen, Strukturvorgaben für Plattformbetreiber zu 

machen. Damit würde sich ein ordnungspolitisches 

Defi zit wiederholen, das für die Entwicklung der 

Kabelindustrie in Deutschland wenig konstruktiv 

war. 

7.2.  Virtueller Wettbewerb

Ein Marktanteilsmodell sichert zwar den Zugang 

von Veranstaltern und einen bundesweiten Wett-

bewerb; es schafft aber nicht automatisch Wahl-

möglichkeiten für den einzelnen Zuschauer. Dies 

gilt vor allem für den Kabelkunden. Im Gegensatz 

zu allen anderen wesentlichen Netzen, für die zu-

mindest ein virtueller Wettbewerb gilt, kann der 

Nutzer bisher typischerweise seinen Kabelnetzbe-

treiber nicht auswählen. Hier würde eine Durch-

leitungsverpfl ichtung Abhilfe und zumindest theo-

retisch eine Alternative schaffen. 

Folgt man dem für DVB-H und DMB geplanten 

Modell, könnte auch bei Kabelnetzen Wettbewerb 

ermöglicht werden. Dabei fi nanziert ein Platt-

formbetreiber den Netzaufbau, die Vermarktung 

der Programme über dieses Netz erfolgt jedoch 

durch mehrere voneinander unabhängige Plattfor-

men. Dabei werden die meisten Programme nur 

ein Mal übertragen, aber unterschiedlich gebün-

 Damit Plattformbetreiber 
nicht zu mächtig werden, 
sollte das Marktanteilsmo-
dell für sie weiterentwickelt 
werden

 Verpfl ichtung zur Durch-
leitung von Programmen 
schafft virtuellen Wettbewerb
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delt, der Kunde hätte dann die Auswahl zwischen 

mehreren Programmpaketen von unterschiedli-

chen Anbietern.

7.3.  Verbot der Quersubventionierung 

Für Netzbetreiber mit beträchtlicher Marktmacht 

und gleichzeitiger Beteiligung an Rundfunkveran-

staltern bzw. Rechte-Inhabern könnten zusätzliche 

Bestimmungen eingeführt werden. Das Telekom-

munikationsrecht verbietet dem dominierenden 

Netzbetreiber wie etwa der Deutschen Telekom 

AG, ihre Internet-Töchter zu privilegieren; sie 

muss vielmehr auch anderen Internetprovidern 

den Zugang zu ihren Netzen erlauben. Dieses 

Modell könnte auch im Verhältnis zwischen Netz 

und Inhalt greifen: Durch getrennte Buchführung, 

juristische Separierung, Verbot der Quersubventio-

nierung und eine entsprechende Kontrolle könnte 

versucht werden, die Benachteiligung von Inhalte-

Anbietern, die nicht zugleich Netzbetreiber sind, 

zu verringern. Eine solche Regelung würde künf-

tig für marktmächtige Netzbetreiber den Anreiz 

vermindern, exklusive Rechte als Schlüsselressour-

cen zu erwerben. 

7.4.  Aufschnüren von Programmpaketen

Die US-amerikanische Regulierung diskutiert, ob 

Plattformen vorgeschrieben werden soll, Nutzern 

eine individuelle Auswahl aus den Programmpake-

ten zu ermöglichen - und zu verbieten, dies mit 

abschreckenden Konditionen zu verhindern. Hier 

entsteht ein Zielkonfl ikt: Dem Zuschauerinteresse 

an Auswahlmöglichkeiten steht das Interesse der 

Veranstalter gegenüber, in ein breites Basisangebot 

aufgenommen zu werden.

Die mit der Digitalisierung verbundene technische 

Möglichkeit, Inhalte beliebig, aber im Interesse des 

Zuschauers zusammenzustellen, wirkt per se einem 

Missbrauch bei der Bündelung von Programmen 

entgegen. Es ist durchaus legitim, Kostenvorteile 

durch die Bündelung an die Verbraucher weiter zu 

geben. Bei beträchtlicher Marktmacht kann es je-

doch ein gutes Korrektiv sein, wenn der Zuschauer 

Programme „abwählen“ kann, die nicht unter dem 

Gesichtspunkt der Nachfrage, sondern aus Eigen-

interesse der Senderfamilien und Programmplatt-

formen angeboten werden. Deswegen sollte ge-

prüft werden, ob das Medienrecht die Möglichkeit 

der Entbündelung künftig vorsehen soll. 

8.  Medienrecht im Verhältnis zu Kartell- 

und Telekommunikationsrecht

In der jetzigen Phase des Umbruchs in der Me-

dienlandschaft kommt dem Kartellrecht ange-

sichts der Defi zite im Medien- und Telekommu-

nikationsrecht eine Schlüsselfunktion zu. Neben 

den konstatierten Lücken des Rundfunkrechts 

beschränkt sich das Telekommunikationsrecht eu-

ropäischen Vorgaben folgend auf den Netzbetrieb 

und die damit verbundenen technischen Dienst-

leistungen. Zwar erfasst es die Bündelung von Net-

zen mit Telekommunikationsdienstleistungen, aber 

nicht die Bündelung von Netzen und Inhalten. 

Es beantwortet die Frage, ob ein Internetprovider 

Anspruch auf Zugang zu Netzen der Deutschen 

Telekom AG hat, aber nicht die Frage, ob die Tele-

kom von ihr erworbene Bundesligarechte auch an-

deren DSL-Anbietern zur Verfügung stellen muss. 

Obwohl diese Frage den Wettbewerb im Bereich 

der Telekommunikation beeinfl ussen kann, fehlt 

der Bundesnetzagentur dafür das notwendige In-

strumentarium; dieses Problem fällt damit in die 

Zuständigkeit der Kartellbehörden. 

 Kartellrecht füllt Lücken im 
Medien- und Telekommuni-
kationsrecht

 Ist eine Entbündelung von 
Programmpaketen durch den 
Zuschauer sinnvoll?
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Charakteristisch für den Bedeutungsverlust des Te-

lekommunikationsrechts ist die Entgeltregulierung 

bei Kabelanlagen. Sie setzt ein Transportmodell vo-

raus, das von den Kabelgesellschaften so nicht mehr 

verfolgt wird. Damit verschieben sich die Gewichte 

vom Medien- und Telekommunikations- hin zum 

Kartellrecht. Praktisch alle Schlüsselfragen, die den 

Prozess der Digitalisierung und die Entwicklung 

der Netzbetreiber betreffen, liegen den Kartellbe-

hörden vor. Um nur einige zu nennen: 

•  Die Zusammenarbeit der beiden privaten 

Senderfamilien bei Geschäftsmodellen und bei 

der Grundverschlüsselung über Satellit sowie 

bei entsprechenden Planungen für Kabel und 

Terrestrik,

•  die Pläne von Astra für eine Grundverschlüss-

lung und die Zertifi zierung von Set-Top-Bo-

xen sowie den Aufbau einer entsprechenden 

Vermarktungsplattform,

•  die Pläne der vier großen Mobilfunkunterneh-

men, eine gemeinsame Plattform für DVB-H zu 

betreiben,

•  die Zusammenarbeit zwischen Premiere und der 

Deutschen Telekom AG bei IP-TV unterhalb 

einer gesellschaftsrechtlichen Beteiligung,

•  die (inzwischen abgelehnte) Fusion und mög-

licherweise eine künftige Zusammenarbeit 

zwischen den großen Kabelunternehmen der 

Netzebene 3.

Die Strukturen der privaten Fernsehveranstalter 

und insbesondere die Entwicklung der Plattfor-

men und Übertragungswege und das Thema der 

vertikalen Integration werden also mangels gesetz-

licher Strukturvorgaben im Medienrecht von den 

Kartellbehörden behandelt. Das Rundfunkrecht 

hält lediglich auf Veranstalter beschränkte Medien-

konzentrationsregelungen bereit. 

Weitere Schritte auf dem Weg zu einer rein wirt-

schaftlichen Betrachtung von Rundfunk werden 

in den jüngsten Vorschlägen der EU-Kommission 

zur Frequenzpolitik deutlich: Besonderen Zugang 

zum Frequenzspektrum erhält auch der öffentlich-

rechtliche Rundfunk demnach nur noch, indem 

ihm im Wege der Beihilfe die Aufwendungen er-

stattet werden, die er bei Frequenzauktionen auf-

zubringen hat. 

Medienrechtliches Ziel sollte eine kontinuierliche 

Plattformregulierung sein, die sich nicht wie das 

Kartellrecht auf Einzelfälle beschränkt, sondern die 

Gesamtentwicklung der Kommunikationsland-

schaft im Auge hat. 

 EU-Kommission 
be trachtet Frequenzspektrum 
als Wirtschaftsgut
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Unternehmen, die in der analogen Welt stark sind, 

haben zunächst wenig Interesse, die Digitalisierung 

zu fördern - nicht zuletzt, weil sie mehr Wettbe-

werb bedeutet. Die privaten Senderfamilien haben 

deshalb lange gezögert, der digitalen Verbreitung 

ihrer Programme im Kabel zuzustimmen. 2005 

jedoch hat sich ihre Interessenlage grundlegend 

geändert. Der Druck zur Digitalisierung wurde so 

groß, dass die Senderunternehmer nun versuchen, 

sich an die Spitze der Bewegung zu setzen und da-

bei neue Geschäftsmodelle durchzusetzen.

Wesentlichen Anteil an dieser Entwicklung hat 

die aufkommende Konkurrenz durch die digita-

len breitbandigen Telefonnetze. DSL, ein rein digi-

tales Netz, kann bei Erweiterung der Bandbreiten 

durchaus mit den Rundfunknetzen konkurrieren. 

Darüber hinaus sind Telefonnetze adressierbar und 

erfüllen damit die technische Voraussetzung für die 

neuen Geschäftsmodelle. 

1.  Analog-Digital-Übergang im Kabel

Der Digitalisierungsbericht 2005 musste noch fest-

stellen, dass die Digitalisierung im Kabel weit hinter 

der anderer Übertragungswege zurückbleibt. Mit 

den Vereinbarungen zwischen Kabelgesellschaften 

und den beiden Senderfamilien zur Simulcast-Ver-

breitung ist im Frühjahr 2006 jedoch ein Durch-

bruch gelungen, zu dem die Landesmedienanstal-

ten mit ihrer Moderation beigetragen haben. Nun 

sind die attraktivsten privaten Programme digital 

im Kabel empfangbar, allerdings verschlüsselt und 

gegen Zahlung einer Zusatzgebühr.

Die Simulcastvereinbarungen beinhalten auch eine 

Regelung, die für den Wettbewerb der Veranstalter 

von zentraler Bedeutung ist: Den Analog-Digital-

Übergang und damit die mögliche Reduzierung 

analoger Kanäle, um sukzessiv Platz für weitere at-

traktive digitale Programme zu schaffen.

Die privaten Senderfamilien haben neue Konditi-

onen für die Verbreitung ihrer Digitalprogramme 

ausgehandelt. Demnach haben sie zum einen die 

Möglichkeit, weitere Programme zu vermark-

ten, um zusätzliche Einnahmen zu generieren. 

Zum anderen müssen sie für den Transport ihrer 

herkömmlichen Programme nicht mehr - wie in 

der analogen Welt - bezahlen, sondern sie erhal-

ten vielmehr einen fi nanziellen Ausgleich von den 

Kabelnetzbetreibern. In der medienpolitischen 

Diskussion wird dies als „Pay-TV light“ bezeich-

net; aus urheberrechtlichen Gründen verneinen 

die Sender jedoch Zahlungen für ihre Programme 

und begründen die Transferleistungen der Kabel-

gesellschaften mit der Nutzung ihrer Marke oder 

ähnlichem. 

Die ausgehandelten fi nanziellen Konditionen wie 

auch die mögliche Bevorzugung bei der Kanalbe-

legung haben unmittelbar Auswirkungen auf den 

Wettbewerb der Veranstalter und damit auf die 

Analog-Digital-Übergang 
bei Kabel und Satellit

 Kabelnetzbetreiber und 
private Senderfamilien 
verständigen sich über 
die digitale Verbreitung

 Neue Konditionen 
für die Verbreitung der 
Digitalprogramme
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Meinungsvielfalt. Die Landesmedienanstalten se-

hen Defi zite im geltenden Recht, die es zeitnah zu 

kompensieren gilt: 

Die Anzeigepfl icht für Entgelte, wie der Rund-

funkstaatsvertrag sie vorsieht, reicht nicht mehr aus. 

Bei den Vereinbarungen zwischen Kabelunterneh-

men und Senderfamilien geht es nicht mehr um 

Transport-Entgelte, sondern um die Konditionen 

zur Verbreitung der Programme. Hier ist Transpa-

renz und damit die vollständigen Offenlegung der 

Verträge gegenüber der Medienaufsicht nötig, nur 

so kann geprüft werden, ob Veranstalter bevorzugt 

oder benachteiligt werden.

Die Forderung nach Transparenz stellt sich umso 

dringender, wenn es zu Überschneidungen zwi-

schen Netzbetreibern und Senderfamilien kommt, 

wie es sie auf der Ebene der Finanzinvestoren ge-

ben kann.

Insgesamt stellt sich die Frage, ob die Vereinbarun-

gen für die digitale Kabelverbreitung allein dem 

Verhandlungsprozess der Beteiligten überlassen 

werden soll oder ob es dazu transparenter, nach-

vollziehbarer Kriterien bedarf. Ein annäherndes 

Gleichgewicht kann nur zwischen den großen Ka-

belgesellschaften und den großen Senderfamilien 

angenommen werden, für kleinere, unabhängige 

Anbieter gilt dies nicht. Auch im Sinne der Viel-

faltsicherung erscheinen nachprüfbare Parameter 

sinnvoll, nach denen Entgelte berechnet und Kon-

ditionen der Einspeisung vereinbart werden. 

2.  Abschmelzung von Kanälen 

und Kanalbelegung

Um Kapazitäten für die Verbreitung digitaler An-

gebote in ihren Netzen zu schaffen, verfolgen Ka-

belnetzbetreiber unterschiedliche Strategien:

•  den technischen Ausbau der Kabelnetze bis 

812 MHz,

•  den Einsatz moderner Kodier- und Kompressi-

onstechnologien zur Steigerung der Belegungs-

kapazität,

•  die Umwidmung bisher analog belegter Kanäle 

für die digitale Nutzung.

Während Kabel Baden-Württemberg und kleine-

re, eigenständige Kabelnetzbetreiber vorrangig auf 

den technischen Ausbau ihrer Netze setzen und das 

vorhandene analoge Fernsehangebot - zumindest 

mittelfristig - beibehalten wollen, setzen vor al-

lem die großen Netzbetreiber, Kabel Deutschland 

und Unity Media, auf die Abschmelzung analoger 

Kabelkanäle. Über die weiteren Schritte herrscht 

noch Unklarheit. Eine Möglichkeit: Es werden 

zunächst nur einige wenige analoge Kanäle redu-

ziert, und das Netz wird in einem Zug vollständig 

umgestellt, sobald eine Erfolg versprechende Zahl 

digitaler Endgeräte im Markt ist. Der andere Weg: 

Das analoge Angebot wird kontinuierlich vermin-

dert und durch digitale Programme ersetzt. 

In einem voll ausgebauten analogen Netz stehen 

maximal 34 Kanäle zur Verfügung. Ein erster Kanal 

(S 25) wurde 2005/2006 frei geräumt. Dies wurde 

vielerorts durch den Rückzug des türkischen Pro-

gramms TRT International aus der analogen Ver-

breitung erreicht. In anderen Netzen wurden Tele-

shopping-Sender und kleine Spartenkanäle aus der 

analogen Verbreitung herausgenommen oder mit 

anderen Sendern partagiert. Auffällig ist, dass weder 

öffentlich-rechtliche Programme noch Angebo-

te der Senderfamilien RTL und ProSiebenSAT.1 

von der Reduzierung analoger Kanäle betroffen 

sind. Dies lässt auf entsprechende Vereinbarungen 

zwischen Kabelunternehmen und Senderfami-

lien schließen. Außerdem ist die eher willkürlich 

erscheinende Auswahl der Regulierungsdichte in 

einzelnen Ländern geschuldet, die nur die Abschal-

tungen bestimmter analoger Programme zulassen. 

Bis Ende 2008 ist mit der Abschmelzung von wei-

teren drei analogen Kanälen in den Kabelanlagen 

der großen Netzbetreiber zu rechnen.

Die Landesmedienanstalten haben die Brisanz er-

kannt, die in einem unkoordinierten Verfahren für 

die Wirtschaftlichkeit einzelner Anbieter und für 

die Vielfalt im Kabel liegt. In der föderalen deut-

 Die Bedingungen für die 
digitale Kabelverbreitung 
müssen nachvollziehbar 
und nachprüfbar sein 
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schen Medienordnung divergieren die Belegungs-

regeln für das analoge Kabel stark. Auch die Inter-

essen der Netzbetreiber sind nicht deckungsgleich. 

Dies macht einen moderierten Prozess für die wei-

tere Reduzierung analoger Übertragungskapazitä-

ten nötig. 

Aus Sicht der Landesmedienanstalten ist ein bun-

desweit gültiges Konzept nötig, das nicht nur für 

Transparenz sorgt, sondern auch dafür, dass die Las-

ten nicht einseitig zu Ungunsten einzelner Sender 

oder Gruppen verteilt und dass Zuschauerinteres-

sen berücksichtigt werden. Als hilfreich sehen die 

Medienbehörden eine Regelung des nordrhein-

westfälischen Landesmediengesetzes an, die bei der 

Digitalisierung analoger Kanäle eine Abstimmung 

des Netzbetreibers mit der Landesanstalt für Medi-

en NRW zur Pfl icht macht. Die Medienanstalten 

sollten hier gemeinsam mit Kabelbetreibern und 

Veranstaltern eine Grundlage erarbeiten. 

Derzeit laufen vielfach Einspeisungsverträge 

mit den Sendern aus; Netzbetreiber nutzen ihre 

Marktmacht, um ihre Spielräume für die Abschal-

tung oder Partagierung von Kanälen im analogen 

Bereich zu erhöhen. Dies wird dann problematisch, 

wenn die digitale Ausstrahlung im Simulcast von 

Zugeständnissen bei der analogen Verbreitung ab-

hängig gemacht wird. Die Landesmedienanstalten 

halten eine vollständige und bedingungslose Si-

mulcast-Ausstrahlung aller Programme für einen 

erfolgreichen Analog-Digital-Übergang im Kabel 

für unabdingbar. 

Im Dezember 2005 haben die Landesmedienan-

stalten Empfehlungen zur analogen Kanalbelegung 

verabschiedet und an die Staats- und Senatskanz-

leien weitergereicht. Sie weisen die Länder auf die 

Notwendigkeit hin, vor allem Art. 31 Abs. 1 der 

Universaldienstrichtlinie der EU umzusetzen und 

schlagen vor, die Ausstrahlung analoger Program-

me auf maximal 14 Kanäle zu beschränken. 

Aus Sicht der Landesmedienanstalten stellt die Re-

duzierung analoger Kanäle gegenüber dem Ausbau 

der Kabelnetze oder einem harten Umstieg die 

schlechtere Alternative dar. Wenn die Netzbetrei-

ber den Abschmelzungsprozess immer stärker vor-

antreiben, führt dies unmittelbar in die zu regulie-

rende Mangelverwaltung.

Erst der vollständige Übergang zur Digitalisierung 

beendet die Kapazitätsprobleme. Für den Komplet-

tumstieg müssen nicht nur die Erstgeräte, sondern 

auch alle weiteren TV-Geräte in den Haushalten 

umgerüstet werden. Damit dies vom Verbraucher 

akzeptiert wird, muss ihm ein Mehrwert vermittelt 

werden, den er mit der Digitalisierung verbinden 

kann. 

Die Herausforderungen sprechen dafür, den Ana-

log-Digital-Übergang an geeigneten Orten in Pi-

lotprojekten zu erproben. Bisher treffen die Lan-

desmedienanstalten auf Zurückhaltung bei den 

Kabelgesellschaften, die der Vermarktung von Trip-

le-Play-Offerten und digitalen TV-Angeboten Pri-

orität vor dem Komplettumstieg geben.

3.  Umwälzungen beim Satellitenempfang

Bereits der Digitalisierungsbericht 2005 hat aufge-

zeigt, dass die Satellitenbetreiber sich künftig am 

Geschäftsmodell im digitalen Kabel orientieren 

wollen, d. h., sie wollen ihre digitalen Programme 

aktiv und gegen Entgelt vermarkten. Im analogen 

Bereich war dies bisher weder bei Kabel- noch bei 

Satellitenempfang möglich – eine deutsche Beson-

derheit: Da das Kabel ursprünglich vom staatlichen 

Postmonopol betrieben wurde, mussten die Kun-

den nur für die Technik, nicht aber für die Pro-

grammzulieferung zahlen. Entsprechend war auch 

der Empfang via Satellit bis auf den Kauf der Emp-

fangstechnologie kostenlos und es entwickelte sich 

– anders als in anderen Ländern – ein breites Free-

TV-Angebot.

Nachdem inzwischen im Kabel Vermarktungs-

modelle für digitale Programmpakete entwickelt 

werden und parallel IP-TV als Konkurrenz droht, 

liegt es für Satellitenbetreiber nahe, ebenfalls Ver-

marktungsplattformen zu entwickeln. Astra hat 

die technische Plattform des Pay-TV-Senders Pre-

 In Pilotprojekten den 
vollständigen Umstieg 
im Kabel erproben

 Über Verschlüsselung 
bisher fehlende direkte 
Kunden kontakte herstellen
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miere übernommen und verfolgt Pläne, mit der 

Verschlüsselung der Programme bisher fehlende 

direkte Kundenkontakte zu den Satellitenhaushal-

ten herzustellen und eine monatliche Gebühr zu 

erheben. 

Die Ziele des Satellitenbetreibers entsprechen den 

Interessen der beiden großen Senderfamilien und 

anderer privater Veranstalter. Das angestrebte Ver-

marktungsmodell bietet ihnen die Möglichkeit, 

sich aus der Satellitengebühr zusätzlich zu refi nan-

zieren, anstatt wie bisher für den Satellitentransport 

zu bezahlen. Aus Sicht der Senderfamilien ist es 

zudem entscheidend, dass ihre beiden wichtigsten 

Verbreitungswege auf ähnlichen Geschäftsmodel-

len basieren. Der Satellit folgt hierbei der Kabel-

entwicklung, weil er als gebührenfreie Alternati-

ve die Entwicklung neuer Erlösquellen im Kabel 

torpediert hätte. Nur über beide Verbreitungswege 

steigen die Möglichkeiten der Veranstalter, zusätzli-

che Entgelte zu erhalten.

Die zunächst von den beiden großen Senderfamili-

en verfolgten Pläne für ein gemeinsames Vorgehen 

bei der Vermarktung via Satellit sind auf Widerstand 

des Bundeskartellamts gestoßen. Daraufhin hat As-

tra es übernommen, die Vermarktungsplattform 

Entavio zu entwickeln; sie ist Gegenstand laufender 

Prüfungsverfahren der Wettbewerbsbehörde. 

Aus Sicht der Landesmedienanstalten sind in Be-

zug auf eine Satellitenempfangsgebühr fünf zentra-

le Fragen offen:

1. Was soll mit der monatlichen Zugangsgebühr von 

3,50 Euro fi nanziert werden?

Nach bisher vorliegenden Informationen liegt die 

Vermutung nahe, dass zusätzliche Einnahmequellen 

für die privaten Senderfamilien erschlossen werden 

sollen. Im Interesse der Chancengleichheit ist zu 

prüfen, nach welchen Kriterien diese Gelder ver-

teilt werden. Die Landesmedienanstalten mahnen 

hier ebenso Transparenz und Offenlegung an wie 

für die Vereinbarungen zwischen Senderfamilien 

und Kabelnetzbetreibern zur digitalen Verbreitung. 

2. Wer vermarktet digitale Satellitenprogramme und kon-

trolliert damit eine Schlüsselposition im deutschen Fern-

sehmarkt? 

Schon die schiere Größe des Astra-Kundenkreises 

zeigt, wie sensibel diese Frage ist. Mit der durch die 

Grundverschlüsselung notwendigen Registrierung 

gewinnt Astra Daten von mehr als 15 Millionen 

Haushalten. Damit erreicht der Satellitenbetreiber 

weitaus mehr Kunden als das bislang größte Ver-

marktungsunternehmen, Kabel Deutschland, mit 

neun Millionen Haushalten. 

3. Sind Grundverschlüsselung und Zugangsgebühr auch 

bei DVB-T vorgesehen?

Es mag nachvollziehbar sein, dass Astra, die Kabel-

netzbetreiber und die Sender der beiden großen 

Verbünde RTL und ProSiebenSAT.1 bestrebt sind, 

den Zuschauern den unverschlüsselten Empfang 

attraktiver privater Programme über DVB-T zu 

versperren.    Absprachen, um den Wechsel der Nut-

zer vom dann kostenpfl ichtigen Satellitenempfang 

zum kostenfreien Verbreitungsweg via Antenne zu 

verhindern, werfen jedoch eine Reihe kartell- und 

medienrechtliche Fragen auf. 

Der Blick auf andere Länder zeigt: Der freie ter-

restrische Empfang eines Mindestangebotes at-

traktiver Fernsehprogramme ist in allen führenden 

Industrieländern Kern der Rundfunkordnung. So 

werden beispielsweise in den USA die wichtigsten 

Programme digital über Antenne unverschlüsselt 

ausgestrahlt, dasselbe gilt für Großbritannien, wo 

die terrestrischen Lizenzen ausdrücklich die un-

verschlüsselte Übertragung vorsehen. Die Nutzung 

des Frequenzspektrums kann und muss mit Ver-

pfl ichtungen im öffentlichen Interesse verbunden 

werden, wenn es nicht - wie für die Mobilfunkan-

wendungen - versteigert wird.

Es mag durchaus sinnvoll sein, auch bei der terrest-

rischen Übertragung durch Adressierung die Mög-

lichkeit zu schaffen, Kundenbeziehungen aufzu-

bauen und über neue Einnahmequellen die Vielfalt 

des Programmangebotes aufrecht zu erhalten oder 

zu erweitern. Dazu ist die Grundverschlüsselung 

 Neue Schlüsselpositionen 
im Fernsehmarkt 
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Voraussetzung. Dennoch bleibt eine Mindestver-

pfl ichtung, im öffentlichen Interesse frei empfang-

bares Fernsehen anzubieten. Dafür könnte das vom 

VPRT angeführte „amerikanische Modell“ Leitli-

nien bieten.

4. Akzeptieren die Verbraucher Verschlüsselung und Zu-

gangsgebühr?

Einen entscheidenden Schlüssel für die weitere 

Entwicklung halten die Verbraucher in den Hän-

den: Wenn eine relevante Zahl der Satellitennutzer 

sich dem neuen Geschäftsmodell verweigert und 

die Decoder nicht austauscht, können die privaten 

Veranstalter die unverschlüsselte freie Übertragung 

nicht aufgeben. 

Bei anderen digitalen Übertragungswegen - vor 

allem beim Mobilfunk - sind laufende monatliche 

Zahlungen, wie sie nun auch von Astra vorgesehen 

sind, mit Subvention der Endgeräte verbunden. Es 

liegt in der Verantwortung der beteiligten Unter-

nehmen, ob und in welchem Umfang sie das Ri-

siko eingehen wollen, sich beim Satellitenempfang 

solche Aufwendungen zu sparen und schlicht auf 

die Abschaltung der freien Übertragung zu setzen. 

Substanzielle Nachbesserungen für den Verbrau-

cher, die über Hinweise auf die Empfangbarkeit 

zusätzlicher Programme der Senderfamilien hin-

ausgehen, könnten den Umstieg für den Nutzer 

interessant machen. 

5. Wird der Einfl uss der Plattformen auf die Endgeräte 

auf das Mindestmaß beschränkt?

Bisher gibt es beim digitalen freien Satellitenfern-

sehen einen offenen Markt für Set-Top-Boxen, 

ebenso wie bei den TV-Geräten für den analogen 

Kabel- und Satellitenempfang. Für die verschlüs-

selte digitale Verbreitung muss künftig jedes Gerät 

registriert werden. Astra nimmt in erheblichem 

Umfang Einfl uss auf die Spezifi kation der Gerä-

tetechnologie. Dies ist einerseits notwendig, um 

eine sichere Abrechnung zu gewährleisten oder 

um Belange des Jugendschutzes zu erfüllen. Ande-

rerseits ist die Kontrolle über die Endgeräte eine 

qualitative Veränderung, weil sie tendenziell alle 

Haushalte erfasst und sich nicht mehr, wie bisher, 

auf eine begrenzte Zahl von Pay-TV-Abonnenten 

beschränkt.

Zwar hat Astra in der Zwischenzeit die Gerätevor-

gaben erheblich reduziert, dennoch sind Befürch-

tungen über die negativen Auswirkungen eines 

proprietären Systems nicht ausgeräumt. 

Auch Gesichtspunkte des Datenschutzes verdienen 

Beachtung: Eine - vielfach übersehene - Vorschrift 

des Rundfunkstaatsvertrages sieht vor, dass auch 

die Nutzung zahlungspfl ichtiger Abrufangebo-

te ohne Registrierung des Kunden möglich sein 

muss, soweit dies technisch umsetzbar und zumut-

bar ist. In Italien ist eine anonyme Nutzung mit 

Prepaid-Karten bereits realisiert.

 Verbraucher halten den 
Schlüssel für die weitere 
Entwicklung in Händen

 Machtposition spiegelt 
sich auch in Vorgaben für 
Gerätetechnologie wider 



3 6 AU F B RU C H  I N S  D I G I TA L E  Z E I TA LT E R

Bei der terrestrischen Übertragung geht es um weit 

mehr als den Analog-Digital-Übergang. Es geht 

um die Nutzung des Frequenzspektrums und da-

mit eine der wertvollsten öffentlichen Ressourcen. 

Politik und Regulierung sind also besonders gefor-

dert. Der Umbruch durch die Digitalisierung und 

weitere technische Entwicklungen ist beim Emp-

fang via Antenne so groß wie bei keinem anderen 

Netz: Vor 25 Jahren waren die drahtlosen Frequen-

zen der einzige Weg, auf dem die Bevölkerung mit 

Fernsehen versorgt werden konnte. Damals galt der 

Auftrag der Universalversorgung. 

Heute stellt sich die Situation anders dar: Für die 

Versorgung zu Hause, den stationären Empfang, 

sind andere Übertragungswege mit breiterem Pro-

grammangebot der terrestrischen Verbreitung über-

legen (Kabel, Satellit und nun auch IP-TV über 

DSL). Stärke der digitalen terrestrischen Übertra-

gung, kurz DVB-T, bleibt der portable und mobile 

Empfang. Dieser kann für die Zukunft auch auf 

breitbandigen Telefonnetzen entwickelt werden; 

Mobiltelefone sind Endgeräte, mit denen praktisch 

jeder Nutzer erreicht werden kann. 

Bei der Entwicklung des mobilen Fernsehens sto-

ßen zwei bisher getrennte Welten zusammen: Die 

terrestrische Fernsehversorgung, geprägt vom Auf-

trag der Universalversorgung und freiem Empfang, 

mit einer herausgehobenen Rolle des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks, und Mobilfunkunterneh-

men, für die direkte Endkundenbeziehungen und 

die Kontrolle der subventionierten Geräte selbst-

verständlich sind. Mobiles Fernsehen wird von ih-

nen als Verlängerung der UMTS-Geschäftsmodelle 

betrachtet.

Trotz dieser gewaltigen Herausforderungen fi ndet 

Frequenzpolitik in Deutschland nicht die Beach-

tung, die ihr die Europäische Kommission schenkt. 

Dabei schickt sich die Brüsseler Behörde an, Vor-

gaben für die Mitgliedsländer zu entwickeln, die 

auch die bisherigen Rundfunknetze berühren. Die 

besondere Aufmerksamkeit der Kommission gilt 

der digitalen Dividende des Analog-Digital-Um-

stiegs, d. h. dem Frequenzspektrum, das frei wird, 

weil digitale Programme weniger Bandbreite be-

anspruchen als analog verbreitete. 

Deutschland ist eines der ersten Länder, das den 

terrestrischen Analog-Digital-Umstieg abschließen 

kann. Ein Gesamtkonzept für die Frequenzordnung 

schafft Gestaltungsspielraum, den es zu nutzen gilt. 

Die Landesmedienanstalten wollen ihren Beitrag 

dazu leisten.

1.  Umstieg auf DVB-T

Für die privaten Fernsehsender ist der Umstieg auf 

DVB-T seit 2005 abgeschlossen. In München und 

Nürnberg sind die letzten überregionalen privaten 

Sender auf digitalen terrestrischen Betrieb umge-

stellt worden.

An den seit 2005 neu hinzu gekommenen DVB-T-

Projekten beteiligen sich nur öffentlich-rechtliche 

Anstalten. Die privaten Veranstalter haben keinen 

wirtschaftlichen Anreiz; die zusätzlichen Kosten 

für die digitale terrestrische Ausstrahlung können 

sie nicht mit Mehreinnahmen kompensieren. Den 

Terrestrik und Frequenzpolitik

 Frequenzpolitik fi ndet 
in Deutschland anders 
als auf EU-Ebene zu 
wenig Beachtung

 Ein Gesamtkonzept für 
eine Frequenzordnung ist 
nötig, auch um die digitale 
Dividende zu nutzen



 3 7

öffentlich-rechtlichen Anstalten ist es dagegen auf 

diesem Weg möglich, ihr Programmangebot deut-

lich zu erweitern. Zudem erzielen sie durch den 

Umstieg erhebliche Einsparungen bei den Sender-

kosten. Außerdem haben sie die Ansprüche an eine 

Vollversorgung über terrestrische Frequenzen re-

duziert und konzentrieren sich nun auf die Haupt-

senderstandorte mit dem Ziel, 90 bis 95 Prozent 

der Bevölkerung über Antenne zu erreichen. Im 

analogen Fernsehen hatten sie zahlreiche Füllsen-

der betrieben, um jede Ortschaft mit mehr als 200 

Einwohnern zu versorgen. Dafür waren ihnen in 

den 80er Jahren durch eine Erhöhung der Rund-

funkgebühr entsprechende Mittel zur Verfügung 

gestellt worden. Doch die terrestrische Vollversor-

gung ist längst überholt und unwirtschaftlich, weil 

ihre Programme via Satellit auch in entlegenen 

Gebieten gut empfangbar sind. 

2.  Stellenwert der Terrestrik

Auch der digitale terrestrische Empfang setzt eine 

Set-Top-Box voraus, die der Verbraucher kaufen 

muss. Der Anreiz dazu ist jedoch geringer, wenn 

damit nur öffentlich-rechtliche Programme emp-

fangen werden können. Dieses Problem wurde be-

reits im Digitalisierungsbericht 2005 beschrieben. 

Die Umfragen dieses Jahres zeigen eine wachsende 

Akzeptanz vor allem in den Ballungsräumen und 

eine unterdurchschnittliche dort, wo private An-

bieter nicht verbreitet werden.

Unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten betrachtet 

muss man konstatieren: Für die Versorgung eines 

kleinen Teils der Fernsehhaushalte auf terrestri-

schem Weg entstehen den öffentlich-rechtlichen 

Anstalten relativ hohe Kosten pro Nutzer. Im Ver-

gleich zur Versorgung von IP-TV-Haushalten, für 

die öffentlich-rechtliche Anstalten nichts aufwen-

den müssen, oder den relativ geringen Kosten für 

die Kabel- und Satellitenverbreitung stellt sich die 

Frage, wie es zu rechtfertigen ist, dass die Gesamt-

heit der Gebührenzahler die wenigen terrestrischen 

Haushalte subventioniert. 

Das Ziel der Universalversorgung, das ursprüng-

lich mit der terrestrischen Verbreitung verbunden 

war, ist inzwischen technologieneutral formuliert 

worden. Der Rundfunkstaatsvertrag stellt es den 

Anstalten frei, wie sie die Programmversorgung ge-

währleisten. De facto geschieht dies in ländlichen 

Regionen durch Satellitenempfang, insgesamt wird 

der größte Teil der Haushalte über Kabel erreicht. 

Dennoch gibt es eine andere als die rein wirt-

schaftliche Rechtfertigung für die terrestrische 

Verbreitung: Sie ist der einzige Weg, auf dem der 

Gesetzgeber eine Versorgung der Bevölkerung mit 

Fernsehen garantieren kann - zu Bedingungen, die 

auch die sozial schwachen Teile der Bevölkerung 

berücksichtigen. Via Satellit wird zwar ein großer 

Anteil an der Versorgung erreicht, aber die Pläne 

von Astra zur Verschlüsselung und Gebühren zei-

gen die Grenzen des staatlichen Einfl usses. Der 

deutsche Rundfunkgesetzgeber hat weder Einfl uss 

auf die Geschäftspolitik des Satellitenbetreibers 

noch darauf, wem das luxemburgische Unterneh-

men in Zukunft gehören wird.

Für den Wettbewerb der Übertragungswege ist 

die Terrestrik von wesentlicher Bedeutung, auch 

wenn sie nur einen kleineren Teil der Bevölke-

rung erreicht und der Umfang des Programman-

gebots nicht an das von Kabel, Satellit und IP-TV 

heranreicht: Die Möglichkeit des Ausweichens auf 

terrestrischen Empfang wirkt dem Missbrauch der 

Marktmacht auf den anderen - kommerziell kon-

trollierten - Übertragungswegen entgegen.

Angesichts der Verschlüsselungspläne von Astra 

dürfte der Gesetzgeber ein vermehrtes Interesse 

daran haben, den terrestrischen Übertragungsweg 

zu erhalten. Damit rückt die Frage in den Vorder-

grund, wie aussichtsreich dies ist ohne Beteiligung 

der privaten Programmanbieter. Dem ersten terres-

trischen Digital-Umstieg in Berlin-Brandenburg 

lagen Vereinbarungen mit privaten Veranstaltern zu 

Grunde. Gegen kompensatorische Leistungen der 

Landesmedienanstalt hatten sich die privaten Ver-

anstalter verpfl ichtet, für mindestens fünf Jahre die 

 Die Akzeptanz von 
DVB-T steigt dort, wo auch 
die privaten Programme zu 
empfangen sind 
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attraktivsten Programme auch digital terrestrisch 

zu verbreiten - unabhängig von der Reichweite. 

Damals war nicht absehbar, wie erfolgreich DVB-T 

sein würde. Diese Verpfl ichtung ist durch die Ent-

scheidung der EU-Kommission aufgehoben wor-

den, die Förderung in Berlin-Brandenburg für un-

zulässig zu erklären. Allerdings steht sie unter dem 

Vorbehalt der gerichtlichen Überprüfung durch 

das Europäische Gericht erster Instanz (EuG). Die 

Senderfamilien RTL und ProSiebenSAT.1 führen 

die digitale terrestrische Verbreitung ihrer Pro-

gramme in Berlin und den anderen Umstiegsregi-

onen zunächst weiter. Doch spätestens 2008/2009 

stellt sich die Frage, wie es mit ihrer Beteiligung an 

DVB-T weitergeht. 

Das weitere Verfahren vor dem Europäischen Ge-

richtshof ist für die deutsche Medienpolitik und -

entwicklung von großer Bedeutung. Der terrestri-

sche Weg kann letztlich nur gesichert werden, wenn 

Gesetzgeber und Landesmedienanstalten ihn auch 

für private Veranstalter attraktiv machen dürfen. 

Nur wenn sowohl private wie öffentlich-rechtliche 

Programmanbieter diesen Verbreitungsweg nutzen, 

wird er als kostengünstige Versorgungsalternative 

für die Bevölkerung erhalten bleiben.

3.  Gesamtkonzept für DVB-T und DVB-H 

Während DVB-T in Konkurrenz zu anderen 

Übertragungswegen steht und ohne Grundver-

schlüsselung nicht in die neue Geschäftsstrategie 

der privaten Veranstalter passt, stößt DVB-H bei 

ihnen auf großes Interesse. Diese digitale Übertra-

gungsnorm für mobile Endgeräte bietet nicht nur 

ein neues Geschäftsmodell, sondern schafft über 

Handys auch eine einfache Möglichkeit der Ab-

rechnung. 

DVB-T-Frequenzen können - ganz oder teilweise 

- auch für DVB-H genutzt werden. Damit stellt 

sich die Frage, ob und falls ja, unter welchen Be-

dingungen private Veranstalter die ihnen zugewie-

senen Frequenzen „umwidmen“ können. Das Vor-

recht, Frequenzen kostenfrei zu nutzen, knüpft an 

den Vorrang des Rundfunks als Allgemeingut an. 

Dürfen also private Veranstalter über Rundfunkfre-

quenzen Geschäftsmodelle verfolgen, die sich kaum 

unterscheiden von denen der Mobilfunkunterneh-

men, die jedoch für ihre Frequenzen (UMTS) in 

einer Versteigerung viel bezahlt haben?

Daraus resultiert die Grundsatzfrage, welche öf-

fentlichen Interessen mit Rundfunkfrequenzen 

verfolgt werden. Eine Präzisierung ihres Auftrages 

ist nach deutscher Rechtslage ebenso notwendig 

wie nach den europäischen Vorgaben.

Das Bundesverfassungsgericht verlangt in seiner 

Entscheidung zur Förderung der bayerischen Re-

gional- und Lokalveranstalter durch ein zusätzli-

ches Teilnehmerentgelt, dass eine spezifi sche För-

derung mit konkreten Verpfl ichtungen verbunden 

sein muss. Diese Maßgabe lässt sich durchaus über-

tragen auf das Vorrecht, Frequenzen ohne Verstei-

gerung nutzen zu dürfen.

Die EU verlangt eine Rechtfertigung für die kos-

tenfreie Nutzung des Frequenzspektrums als öf-

fentliche Ressource. Für den öffentlich-rechtlichen 

Bereich scheint die Kommission dies leichter zu 

akzeptieren als bei privaten Unternehmen. Deshalb 

ist es unabdingbar, die Rolle der privaten Veran-

stalter bei der Nutzung der Frequenzen zu defi -

nieren. 

Für DVB-T und DVB-H ist ein Gesamtkonzept 

erforderlich; dazu müssen die bisherigen grundle-

genden Unterschiede zwischen den beiden Stan-

dards reduziert werden. Über DVB-T wird das 

Programmangebot derzeit nicht verschlüsselt; somit 

kann auch keine Abrechnung erfolgen. Dennoch 

erscheint die Adressierbarkeit auch bei der terrest-

rischen Übertragung sinnvoll, denn es wird zuneh-

mend attraktive Programme geben, die nur gegen 

Entgelt verfügbar sind. Die Adressierbarkeit, wie 

sie beispielsweise in Italien eingeführt ist, erlaubt 

auch den Abruf einzelner Sendungen wie etwa von 

Fußballspielen. Dafür fehlen im deutschen Markt 
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jedoch entsprechende Boxen. Über eine Vereinba-

rung zwischen Veranstaltern und Geräteindustrie 

ließe sich diese Lücke schließen. 

Diese Überlegungen sollten mit dem Einsatz mo-

dernerer Codierungsverfahren verbunden werden. 

Mit Codierungsverfahren der MPEG-4-Gene-

ration (statt wie derzeit MPEG 2) könnte über 

DVB-T fast die doppelte Zahl von Programmen 

übertragen werden. Dies würde die Kosten für den 

einzelnen Veranstalter sinken lassen. Allerdings sind 

dafür neue Decoder nötig. 

Für eine Übergangszeit könnte ein in Frankreich 

für Pay-TV-Programme praktiziertes Verfahren 

beispielhaft sein: Zusätzliche Programme werden 

bereits im neuen Standard übertragen. 

Die Modernisierung von DVB-T würde Spiel-

raum schaffen, um für DVB-H zusätzliche Kapazi-

täten bereitzustellen. Wie erfolgreich Fernsehen für 

mobile Endgeräte sein wird, ob sich neben Mobil-

telefonen auch andere tragbare Geräte im Markt 

durchsetzen werden, in welchem Umfang sich der 

stationäre Empfang über terrestrische Frequenzen 

entwickeln wird, lässt sich nicht voraussagen. Für 

die Gesamtvielfalt ist ein fl exibles Konzept vorteil-

haft, das sowohl die Nutzung von DVB-T wie von 

DVB-H offen hält.

4.  Grundsätze für die Frequenzpolitik

Die Ausgangsbedingungen für die Frequenznut-

zung haben sich grundlegend geändert. Fernsehen 

kann nicht mehr nur auf klassischen Rundfunkfre-

quenzen übertragen werden, sondern auch auf sol-

chen, die Mobilfunknetzen zugewiesen sind. Um-

gekehrt können mobilfunktypische Anwendungen 

mit Multimedia-Inhalten auch auf Rundfunkfre-

quenzen realisiert werden. Mobil und portabel 

empfangbare Netze entwickeln sich in vielfältigen 

Formen. Neben UMTS treten WLANs und Wi-

MAX. Diese Netze können mit Festnetzen ver-

bunden werden, sie ergänzen oder ersetzen.

Die Geräte der iPod-Generation zeigen, wie stati-

onärer Empfang mit mobiler Nutzung verbunden 

werden kann. Digitale Speicherkapazitäten in den 

Endgeräten machen es möglich, Fernsehen auf per-

sonalisierten Empfängern zu nutzen; heruntergela-

dene Sendungen auf Speicherkarten können durch 

aktuelle, über Mobilnetze empfangene Inhalte wie 

Nachrichten und Sport ergänzt werden.

Durch die Digitalisierung wird auch die bisherige 

Trennung der Empfangswege für Radio und Fern-

sehen aufgehoben. Die Übertragung ist eine Frage 

der Datenrate und des jeweiligen Versorgungsge-

bietes. Auch drahtlos können künftig Radio und 

Fernsehen in denselben Frequenzbereichen über-

tragen werden. Über DVB-T und DMB wird dies 

bereits praktiziert. 

Darüber hinaus stellt die Digitalisierung die klas-

sischen Versorgungsgebiete, die bisher Grundlage 

der Zuweisung von Rundfunkfrequenzen waren, 

in Frage. Solange es nur wenige Programme gab, 

war die Notwendigkeit einer fl ächendeckenden 

Versorgung offensichtlich. Ebenso nahe liegend 

war, sich in einer föderalen Rundfunkordnung an 

den Grenzen der Bundesländer zu orientieren. Dies 

entspricht dem Versorgungsauftrag der öffentlich-

rechtlichen Landesrundfunkanstalten, der auch für 

die ersten privaten Veranstalter so formuliert wor-

den ist. 

Kommunikationsräume gewinnen an Bedeutung. 

Bei UMTS wie bei der Planung für DMB und 

DVB-H stehen die Ballungsräume im Vordergrund 

und nicht die Ländergrenzen. Wirtschaftlich sinn-

voll ist es zum Bespiel, das Rhein-Main-Gebiet 

zu versorgen, über die Grenzen der Bundesländer 

hinweg.

Die Marktorientierung bestimmt die Nutzungs-

szenarien der privaten Veranstalter bei DVB-T, 

sie wird künftig verstärkt für alle sich am Markt 

refi nanzierenden Medien gelten. Eine fl ächende-

ckende Versorgung wird nur noch dort erfolgen, 

wo dem Anbieter Vorteile eingeräumt werden. Ein 

Schutz durch Konkurrenzausschluss ist nicht mehr 

wirksam, da Wettbewerber über neue Verbreitungs-

wege den Markt betreten können. 

 Digitalisierung hebt Tren-
nung der Empfangswege für 
Radio und Fernsehen auf

 Übertragung ist eine 
Frage der Datenrate und 
des Versorgungsgebietes
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Für die Entwicklung eines sinnvollen Frequenznut-

zungskonzepts gilt es auch die wachsende Bedeu-

tung des Internet zu berücksichtigen. Nicht nur, 

weil die Trennung zwischen klassischem Fernsehen 

und audiovisuellen Medienangeboten über das In-

ternet verwischt. Die Nutzung des knappen ter-

restrischen Frequenzspektrums für die Versorgung 

ländlicher Räume mit stationär zu empfangenden 

Fernsehen lässt sich - mit Blick auf die kompensa-

torische Funktion des Satellitenempfangs - immer 

weniger rechtfertigen. Weitaus sinnvoller genutzt 

werden könnte das Rundfunkspektrum stattdessen, 

um Regionen, die mit Breitband-Internetzugän-

gen unterversorgt sind, eine bessere Versorgung zu 

bieten.

5.  Flexible Zuweisungen von Frequenzen

Die bisherige Praxis von Frequenzplanung und 

-zuweisung verhindert die in der digitalen Welt 

notwendige Flexibilität. Es ist nicht vorhersagbar, 

welche Nutzung nachgefragt, welche Anteile sta-

tionärer, portabler und mobiler Empfang haben 

werden, wie sich das Verhältnis der Rundfunknet-

ze zu den anderen mobil empfangbaren Netzen 

entwickeln wird, ob sich Mischangebote zwischen 

Radio und Fernsehen (visual radio) herausbilden 

werden.

Als ungeeignet haben sich Ansätze erwiesen, wie sie 

zunächst bei DAB verfolgt worden sind. Hier wur-

de die digitale Welt nach dem Vorbild der analogen 

geplant, für die Abbildung der analogen Landschaft 

Sorge getragen und dabei neuen Entwicklungen 

kaum Spielraum gelassen.

Es kann nicht Aufgabe des Staates sein, die Me-

dienlandschaft zu planen, vielmehr muss der Ge-

setzgeber Ziele vorgeben. Die Frequenzordnung 

muss sich darauf konzentrieren, öffentliche Interes-

sen zu defi nieren, die zu beachten sind. Es gilt eine 

Marktentwicklung zu ermöglichen, bei der die In-

teressen der Nutzer über den Erfolg entscheiden.

Es gibt keinen Anspruch der Rundfunkveranstalter, 

einmal zugewiesenes Frequenzspektrum auf Dauer 

nutzen zu können, unabhängig von Entwicklun-

gen der Medienlandschaft. Es gibt auch keinen An-

spruch der Mobilfunknetzbetreiber, als Ergänzung 

der ersteigerten UMTS-Frequenzen das Rund-

funkspektrum für ihre Zwecke nutzen zu dürfen. 

Für die Verwendung der digitalen Dividende und 

von Effi zienzgewinnen, z. B. durch neue Codie-

rungsverfahren, muss ein transparentes Verfahren 

entwickelt werden. Dafür bedarf es der engen Ab-

stimmung zwischen Bund und Ländern, in dem 

der Bedarf ermittelt und Interessen ausgeglichen 

werden. Die Entwicklung des Startszenarios für 

DVB-H ist der Modellfall dafür. 

6.  Sendernetzbetrieb 

Der Sendernetzbetrieb bietet wenig Anreiz, die di-

gitale terrestrische Übertragung wettbewerbsfähig 

zu machen. Die öffentlich-rechtlichen Anstalten 

verfügen noch immer über einen vertikal inte-

grierten Sendernetzbetrieb. Ihr Besitzstandsdenken 

ist ausgeprägt, die Anstalten horten möglichst viel 

Frequenzspektrum. Sie stehen keineswegs unter 

Druck, die tatsächliche Nutzung nachweisen zu 

müssen. 

Eine selbstständige Organisation des Sendernetzbe-

triebes und eine Öffnung für andere Gesellschafter 

würden den Anreiz für eine weitere und effektivere 

Nutzung des Frequenzspektrums schaffen. 

T-Sytems spielt als Sendernetzbetreiber für die 

privaten Veranstalter eine dominierende Rolle. 

Nachteilig wirkt sich die Eingliederung in den 

Telekomkonzern aus. Bei den DVB-H-Ausschrei-

bungen ordnete sich T-Systems den Interessen der 

Telekom-Mobilfunk-Tochter T-Mobile unter, an-

statt auf Synergien von DVB-T und DVB-H zu 

setzen, die im Interesse des Rundfunks liegen.

Die Regulierung hat derzeit nur begrenzte Mög-

lichkeiten, auf diese Strukturen Einfl uss zu nehmen. 

Die Reform des öffentlich-rechtlichen Sender-

netzbetriebes ist der Gestaltung des Gesetzgebers 

zugänglich. 

 Sinnvolles Frequenznut-
zungskonzept berücksichtigt 
Bedeutung des Internet

 Kein Anspruch der Rund-
funkveranstalter, einmal 
zugewiesenes Frequenzspek-
trum auf Dauer nutzen zu 
können
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1. Was bedeutet Fernsehen über das Internet? 

Wie komplex das Verhältnis von Fernsehen und 

Internet ist, erfährt die Deutsche Fußball Liga 

(DFL), als sie im Dezember 2005 die Bundesli-

ga-Rechte für die Live-Berichterstattung  vergibt. 

Eine Tochter des Kabelunternehmens Unity Me-

dia, die arena Sport Rechte und Marketing GmbH, 

erhält den Zuschlag für die Fernsehrechte. An die 

Deutsche Telekom AG gehen die Internetrechte, 

die so defi niert sind, dass auch die Verbreitung im 

Internet-Standard über Kabel, Satellit und Terrest-

rik erfasst ist. Technisch ist es kein Problem, im In-

ternet-Standard auch über diese Netze zu senden. 

Für den Empfang sind allerdings Boxen nötig, die 

sowohl die DVB-Signale als auch darin eingebet-

tete IP-Signale dekodieren können. Premiere, bei 

der Vergabe der Fernsehrechte leer ausgegangen, 

avanciert zum Partner der Telekom und steigt in 

die Planungen für IP-TV über VDSL mit dem 

Herzstück Fußball-Bundesliga ein. Was folgt sind 

vehemente, zum Teil öffentlich ausgetragene Ausei-

nandersetzungen: arena glaubt, die Übertragungs-

rechte der Liga für alle Rundfunknetze exklusiv 

erworben zu haben. Die Deutsche Telekom tritt 

schließlich den Rückzug an und beschränkt sich 

auf die Verbreitung der Bundesliga im Internet. 

Premiere, das zunächst gehofft hatte, über IP-TV-

Signale seine bisherigen TV-Abonnenten im Kabel 

und via Satellit versorgen zu können, muss sich von 

den Bundesligarechten für das klassische Fernsehen 

endgültig verabschieden.

Was also ist IP-TV über DSL, das mit Blick auf 

Übertragungsrechte so viel Verwirrung stiftet?    Es 

geht zunächst um Telefonnetze, die mit DSL-Tech-

nologie breitbandig werden. Mit der Erweiterung 

der Bandbreiten über ADSL 2 plus und über VDSL 

werden Übertragungsraten möglich, die sogar 

mehrere HDTV-Programme für jeden Haushalt 

erlauben.

Die Angebote, die hier unter dem Begriff IP-TV 

subsumiert werden, sind klar zu trennen vom ein-

fachen Internet-Fernsehen, wie es in verschiedener 

Qualität über breitbandige Leitungen möglich ist 

oder auch innerhalb des Web 2.0 für den weltwei-

ten Austausch genutzt wird. IP-TV über DSL ist 

Fernsehen in Netzen mit garantierten Bandbreiten 

für qualitativ hochwertigen Empfang, der zudem 

auf das Gebiet beschränkt ist, für das der jeweilige 

Anbieter die Übertragungsrechte hat – für deutsche 

TV-Programme demnach auf die Bundesrepublik. 

Außerdem geht es hierbei nicht um Fernsehen 

über PC (auch wenn dies möglich ist), sondern um 

Fernsehen auf dem TV-Gerät. Auch dafür ist - wie 

beim digitalen Kabel-, Satelliten- oder terrestri-

schen Empfang - eine Set-Top-Box nötig. Die Ver-

bindung wird jedoch über das Telefonnetz herstellt 

und nicht über einen der klassischen Rundfunkü-

IP-TV über DSL

 Komplexes Verhältnis von 
TV und Internet: Verwirrung 
um Fußball-Bundesligarechte

 IP-TV über DSL ist klar 
zu trennen vom einfachen 
Internet-Fernsehen  
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bertragungswege.Typischerweise wird IP-TV über 

DSL als Teil eines Triple-Play-Paketes angeboten - 

neben Breitband-Internet und Telefon-Flatrates. 

2. Zusätzlicher Weg mit hohem Potenzial

Über DSL gibt es - wie beim vollständig digita-

lisierten Kabel - de facto keine Kanalknappheit 

mehr. Dem Endkunden können über die indivi-

duell geschaltete Verbindung beliebig viele Fern-

sehprogramme zur Auswahl gestellt werden, dabei 

werden nur die jeweils genutzten übertragen. 

Weil IP-TV über DSL seine Wurzel im Telefonge-

schäft hat, sind Adressierung und Abrechnung kein 

Problem. Der Kunde ist bekannt, individuell an-

sprechbar, abgerechnet wird über die Telefonrech-

nung. Der Rückkanal ist über die Telefonleitung 

verfügbar; Interaktivität und Zusatzdienste sind 

- anders als bei den klassischen Rundfunküber-

tragungswegen - von Anfang an möglich. Nicht 

zuletzt, weil die Technologie dafür übers Netz be-

reitgestellt wird und nicht im Endgerät steckt, sind 

neue Anwendungen möglich, die bei den digitalen 

Rundfunkübertragungswegen mangels Einigung 

auf eine einheitliche Schnittstelle in den Set-Top-

Boxen bisher nicht praktikabel sind.

Eine besondere Stärke hat IP-TV beim Abruf von 

Programmen nach individuellen Bedürfnissen: Auf 

Filme kann zeitversetzt im Pay-per-View-Verfah-

ren zugegriffen werden, Sendungen werden indivi-

duell übertragen, damit kann das Programm auch 

zurückgespult oder angehalten werden. Die Tech-

nologie kann beliebige Inhalte gespeichert zum 

Abruf bereithalten, zum Beispiel das Gesamtan-

gebot eines Fernsehveranstalters über eine ganze 

Woche. Individuelle Suchmaschinen helfen dem 

Nutzer bei der Auswahl. 

Ähnliche Nutzungsformen sind bei den Rund-

funkübertragungswegen mit digitaler Speicherung 

auf Festplatten möglich. Übertragung und Nut-

zung der Programme fallen damit zeitlich nicht 

mehr zusammen. 

3. Beginn einer Entwicklung 

Der Erwerb der Internet-Rechte an der Fußball-

Bundesliga durch die Deutsche Telekom und de-

ren Ankündigungen, Fernsehen anzubieten, hat die 

öffentliche Aufmerksamkeit auf IP-TV über DSL 

gelenkt. Im Gegensatz zu den hoch geschraubten 

Erwartungen hat sich der tatsächliche Start - hier 

zu Lande ebenso wie bei ähnlichen Projekten in 

anderen Ländern - verzögert. 

IP-TV stellt hohe Anforderungen an den Net-

zausbau und die Entwicklung der Endgeräte. Ein 

praktischer Nachteil ist es, dass zwischen dem 

Telefonanschluss und den Fernsehgeräten eine 

Netzwerkverbindung hergestellt werden muss. 

Anders als bei Telefon und Breitband-Internet ist 

die drahtlose Übertragung bei IP-TV noch nicht 

ausgereift.

Die Vermarktung von IP-TV dürfte in Deutsch-

land schwieriger sein als in anderen Ländern. So 

ist beispielsweise in Italien oder Frankreich die 

Mehrzahl der Haushalte auf den Empfang eini-

ger weniger analoger Programme beschränkt. In 

Deutschland dagegen hat die Mehrheit bereits 

heute die Auswahl zwischen 20 bis 30 Program-

men, ob über Kabel, Satellit oder über Antenne, bei 

digitalem Empfang sogar noch deutlich mehr. Au-

ßerdem bringt der Wechsel zu IP-TV für die meis-

ten Haushalte keine Kostenentlastung. Die Vorteile 

der DSL-Technologie werden vermutlich erst nach 

und nach wirksam werden. 

4. Regeln für IP-TV

Grundsätzlich sieht das Medienrecht Technologie-

neutralität vor: IP-TV über DSL ist der Kabel- und 

Satellitenversorgung durchaus vergleichbar. Es ist 

künftig ein Hauptweg der Fernsehversorgung und 

keine Ergänzung wie beispielsweite mobiles Fern-

sehen. IP-TV kann Kabel oder Satellit ersetzen, 

bietet eine vergleichbare Vielfalt. Daher stellen sich 

ähnliche Nutzungsfragen: In welcher Reihenfol-

 Besondere Stärke von 
IP-TV: Abruf von Programmen 
nach individuellen Bedürf-
nissen  

 IP-TV über DSL ist 
der Kabel- und Satelliten-
versorgung vergleichbar 
– damit stellen sich ähnliche 
 Nutzungsfragen
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ge werden die Programme aufgelistet, wie sind sie 

auffi ndbar? Ist der Zugang für Veranstalter diskri-

minierungsfrei?

Ähnlich wie bei Kabel und Satellit stellt sich die 

Frage, wie viele Programme im Basisangebot gelie-

fert werden und welche gegen zusätzliches Entgelt 

in welcher Zusammenstellung verfügbar sind. Die 

Technologie ermöglicht auch die Abrechnung für 

jedes einzelne Programm.

Da es mit IP-TV in Zukunft einen weiteren Über-

tragungsweg geben wird, der die Auswahl des Nut-

zers erweitert, gibt es Anlass zu überlegen, wo auf 

bisherige Regelungen verzichtet werden kann. 

So beruht die besondere Regulierung des Kabels 

darauf, dass es für viele Haushalte der einzige Weg 

zum Fernsehen ist, und dass der Nutzer, der auf das 

Kabel angewiesen ist, sich den Kabelnetzbetreiber 

nicht aussuchen kann.

Beim Erwerb attraktiver Fernsehrechte wird in-

zwischen nach Übertragungswegen unterschieden. 

Keineswegs erwerben Rundfunkveranstalter auto-

matisch die Rechte für alle Fernsehübertragungs-

wege. In Italien sind zum Beispiel die Ligarechte 

für Satellitenfernsehen von denen für die terrest-

rische Übertragung getrennt worden. Für Rund-

funkunternehmen ist es wichtig zu wissen, zu wel-

chen wirtschaftlichen Konditionen sie die Rechte 

für zusätzliche Verbreitungswege nutzen können 

und ob sie exklusive Rechte erwerben. 

Auswirkungen hat die Einführung von IP-TV auch 

auf das Mietrecht. Der Zugang der Haushalte zu 

Rundfunknetzen ist historisch gewachsen: Kabel, 

Satellit und Terrestrik bauen auf dem Prinzip der 

Gemeinschaftsantennenanlage auf, der kollektiven 

Versorgung in Mehrfamilienhäusern, deren Kosten 

über die Miete oder das Wohngeld auf alle Hausbe-

wohner umgelegt werden – ob diese das Angebot 

nutzen oder nicht. Der Telefonanschluss hingegen 

wird individuell abgerechnet, jeder Haushalt hat 

seine eigene Leitung.

Können Haushalte, die zu einem IP-TV-Anschluss 

wechseln, das Kabel abmelden und die Kosten dafür 

sparen? Beim Wechsel zu DVB-T geht die Recht-

sprechung dahin, dass der Nutzer weiterhin auch 

die Umlagen für das Kabel bezahlen muss. Wie die 

Gerichte mit Blick auf Fernsehen über DSL ent-

scheiden, ist offen. Zwar gibt es bei Kabelanlagen 

durchaus ein berechtigtes Interesse am Schutz von 

Investitionen, dennoch dürften langjährige Über-

lassungsverträge mit entsprechender Bindung der 

Mieter auf Probleme stoßen, wenn sie den Wechsel 

zu neuen Technologien übermäßig erschweren.

5. Plattformen für IP-TV

Plattformfragen stellen sich bei IP-TV über DSL 

genauso wie bei digitalen Kabel- und Satelliten-

netzen. Mit dem Erwerb der Fußball-Bundesliga-

Rechte hat die Telekom die Aufmerksamkeit auch 

auf das Problem gelenkt, wie weit sich Plattform-

betreiber selbst an attraktiven Rechten beteiligen 

dürfen. Allerdings muss man der Deutschen Tele-

kom zugute halten, dass es um den Anschub eines 

bisher nicht existierenden Marktes geht. Die Tele-

kom hat eine andere Interessenlage als Unterneh-

men wie beispielsweise BSkyB, das die Ligarech-

te genutzt hat, um in Verbindung mit exklusiven 

Filmrechten in Großbritannien zur dominierenden 

Plattform für Fernsehen generell zu werden.

Die neue Rolle der Deutsche Telekom AG als Platt-

formbetreiber für IP-TV wirft zusätzlich die Frage 

nach der Bewertung des indirekten Staatseinfl usses 

auf. Auch hier ist eine Gesamtbetrachtung ange-

zeigt. Die Übernahme der rundfunkrechtlichen 

Verantwortung durch Premiere beseitigt nicht das 

Problem des Staatseinfl usses, denn die wirtschaft-

liche Abhängigkeit des Pay-TV-Senders von der 

Telekom, die das Risiko für die Entwicklung von 

IP-TV über DSL übernimmt, ist offensichtlich. 

Andererseits ist der Einfl uss auf die öffentliche 

Meinungsbildung durch Fußballübertragungen so 

lange begrenzt, wie dies nicht mit anderen Medie-

nengagements verbunden wird. Erst die Bündelung 

könnte genutzt werden, Medien- und Meinungs-

macht zu erreichen.

 Wie viele Programme 
werden im Basisangebot 
geliefert und welche sind 
gegen zusätzliches Entgelt 
verfügbar?

 Rolle der Telekom als 
Plattformbetreiber wirft 
Frage nach der Bewertung 
des Staatseinfl usses auf 
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1.  Mobile-TV 

Das Jahr 2006 markiert den eigentlichen Start des 

mobilen Fernsehens. Zwar werden schon seit ge-

raumer Zeit bewegte Bilder samt Ton über UMTS 

auf Handys geschickt, doch hat sich diese Technik 

für einen Massenmarkt als nicht geeignet erwiesen. 

Mit Einführung von DMB und DVB-H ändert 

sich dies. DMB basiert auf der DAB-Technologie, 

die ursprünglich für das digitale Radio entwickelt 

worden ist, und kann vier Videokanäle übertragen. 

DVB-H ist eine Weiterentwicklung von DVB-T 

und bietet Kapazität für 16 bis 20 Videosignale.

Die Erprobung mobiler Rundfunkdienste im 

DMB- und DVB-H-Standard geht auf einen Be-

schluss der Landesmedienanstalten vom August 

2005 zurück. Für DMB geeignete L-Band-Ka-

pazitäten stehen bundesweit zur Verfügung. In 

Eckpunkten legen die Medienbehörden die Rah-

menbedingungen für Technik und Verfahren, die 

Versuchsziele und Mindestverpfl ichtungen für den 

Betreiber fest. Kurz vor Beginn der Fußball-Welt-

meisterschaft in Deutschland beginnt das mobi-

le Fernsehen über DMB in einigen Großstädten, 

die enge Kooperation der Landesmedienanstalten 

untereinander hat den schnellen Start bundesweit 

möglich gemacht. 

Als ein Resultat der Genfer Wellenkonferenz RRC 

06 stehen in Zukunft auch bundesweit Kapazitäten 

für DVB-H zur Verfügung. Das geplante länder-

übergreifende DVB-H-Projekt kann somit 2007 

realisiert werden. 

Neben den bundesweiten Versuchen wird mobiles 

Fernsehen über DMB oder DVB-H in gebietsbe-

grenzten Einzelprojekten getestet. Die Landesme-

dienanstalten wollen mobile Medien technikneu-

tral unterstützen und setzen deshalb auf Projekte in 

beiden Standards.

Ziel des Länder übergreifenden Projekts der Lan-

desmedienanstalten zu DMB ist es, Erkenntnisse 

über die wirtschaftliche und technische Realisier-

barkeit und die Nutzerakzeptanz von Mobile-TV 

zu erlangen. Nach dem Start in mehreren Austra-

gungsstädten der Fußball-Weltmeisterschaft soll 

das Angebot der Mobiles Fernsehen Deutschland 

GmbH (MFD), die die bundesweite Lizenz für acht 

Jahre erhalten hat, bis 2010 nahezu fl ächendeckend 

zu empfangen sein. Das Bouquet umfasst vier TV- 

und einen Hörfunkkanal: das Programm des ZDF, 

des Nachrichtensenders N24, einen Comedy-Ka-

nal mit Beiträgen der ProSiebenSAT.1-Gruppe, ei-

nen Musikkanal, der von MTV beliefert wird, und 

das mit visuellen Elementen angereicherte Hör-

funkprogramm „BigFM2see“.

Mit dem DMB-Pilotprojekt betreten die Landes-

medienanstalten auch regulatorisches Neuland: 

Ausblick

 Mit DMB und DVB-H 
stehen zwei Standards für 
mobile Rundfunkverbreitung 
zur Verfügung
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Erstmals wird die bundesweite Verbreitung von 

Rundfunk über ein Frequenzspektrum, das ur-

sprünglich für DAB, also Hörfunk, vorgesehen war, 

durch eine koordinierte Lizenzerteilung möglich. 

Trotz dieser Kooperationspraxis zeigt das Projekt 

aber auch die Notwendigkeit, eine Rechtsgrund-

lage für bundesweite Zuweisungen zu schaffen, die 

zur Verfahrensvereinfachung eingeführt werden 

sollte.

Als weiteres DMB-Pilotprojekt wurde MI FRI-

ENDS aufgelegt. MI FRIENDS steht für Mobiles 

Interaktives Fernsehen, Radio, Interaktivität En-

tertainment und Neue Digitale Services. Ziel des 

von der Bayerischen Landeszentrale für neue Me-

dien (BLM) konzipierten europäischen Projekts ist 

es, mobile Rundfunkangebote und Dienste unter 

Einsatz neuer Medientechnologien zu entwi-

ckeln. Bis Ende 2007 werden in vier Testregionen 

- München, Regensburg, Bodensee und Südtirol 

- unterschiedliche Szenarien untersucht. In Mün-

chen wurden 200 Testpersonen Anfang Juni 2006 

für sechs Wochen mit DMB-Handys ausgestattet. 

In Regensburg sollen Geschäftsmodelle für lo-

kale und regionale Inhalte entwickelt und durch 

Nutzerforschung begleitet werden. In der Boden-

see-Region sollen typische „Mediennutzungssze-

narien“ im Bereich Freizeit untersucht, grenzü-

berschreitende Inhalte aufgebaut und alternative 

Regulierungsmodelle erprobt werden. In Südtirol 

werden Telematikdienste und DMB in topogra-

phisch schwierigen Regionen getestet.

Die Landesmedienanstalten entwickeln auch Eck-

punkte für DVB-H und übernehmen Moderati-

onsfunktion bei den Gesprächen der interessierten 

Mobilfunkunternehmen. Die Ausschreibungen der 

Kapazitäten in den einzelnen Bundesländern soll 

2007 erfolgen. Auch für das DVB-H-Pilotprojekt 

wird für die Frequenzvergabe eine bundesweite 

Lösung angestrebt.

Chronologie des Projektverlaufs

Im Oktober 2005 schreibt die Landesanstalt für 

Kommunikation Baden-Württemberg (LFK) 

DMB-Übertragungskapazitäten aus. Auch in den 

übrigen Ländern wird nach und nach ausgeschrie-

ben. Die anderen Landesmedienanstalten folgen. 

Grundlage der Ausschreibungen sind  sind die ge-

meinsamen Eckpunkte der DLM. Gesucht wird 

ein Plattformbetreiber, der über DMB drei bis vier 

Fernsehprogramme zusammenstellt und vermark-

tet. Es gibt mehrere Bewerber. 

Im Februar 2006 befürwortet die Gemeinsame Stel-

le für Programm, Werbung und Medienkompetenz 

(GSPWM) der Landesmedienanstalten, die DMB-

Übertragungskapazitäten der Mobiles Fernsehen 

Deutschland GmbH (MFD) zuzuteilen. Dieser - 

rechtlich nicht verbindlichen Empfehlung - folgen 

die einzelnen Landesmedienanstalten und weisen 

in jeweils eigenen Verfahren die Kapazitäten der 

MFD zu.

Im März 2006 legt das unterlegene Konsortium 

Walk’n Watch gegen den Zuweisungsbescheid der 

LFK und die Bescheide anderer Landesmedien-

anstalten Widerspruch ein und stellt Eilantrag auf 

Aussetzung der Vollziehung. Beide Rechtsbehelfe 

werden zurückgewiesen. Das Verwaltungsgericht 

Stuttgart begründet die Ablehnung des Eilantrags 

damit, dass das Pilotprojekt eine ausreichende Er-

mächtigungsgrundlage habe und der Versuchscha-

rakter aufgrund der Einwirkungsmöglichkeiten 

während des Versuchs auch bei einer Laufzeit von 

acht Jahren gewahrt bleibe.

Am 31. Mai 2006 startet MFD gemeinsam mit 

der debitel AG ihr mobiles TV-Angebot „watcha“ 

in Stuttgart; die Verbreitung in München, Köln, 

Frankfurt und Berlin folgt. Seit Juli 2006 ist es auch 

in Nürnberg und seit Anfang September 2006 in 

Leipzig, Hamburg,  Hannover, Gelsenkirchen und 

Dortmund zu empfangen. 

 Bundesweite 
Zuweisung von 
Frequenzen für 
Mobile-TV braucht  
eigene Rechts-
grundlage

 DVB-H-Frequen-
zen werden 2007 
ausgeschrieben
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2.  Weiterentwicklung des dualen Systems

Wie das duale Rundfunksystem sich in der digi-

talen Welt weiter entwickeln wird - diese Frage 

steht, ausgelöst durch die Debatte über die Grund-

verschlüsselung der privaten Satellitenprogramme 

und die Folgen - auf der medienpolitischen Tages-

ordnung.

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk begründet 

seinen Anspruch auf unverschlüsselte Verbreitung 

auf allen Übertragungswegen mit der ihm aufge-

tragenen Grundversorgung. Dem ist der Gesetz-

geber bisher gefolgt und hat mit den Rundfunk-

gebühren auch entsprechende Mittel bereitgestellt. 

Dennoch wird das öffentlich-rechtliche System 

von den Entwicklungen im privaten Rundfunk 

nicht unberührt bleiben: Setzt sich die Adressier-

barkeit via Satellit durch, wird das Folgen für den 

Rechteerwerb, vor allem attraktiver Sportüber-

tragungen, haben. Nachteilig für ARD und ZDF 

wird sich auswirken, dass sie, anders als ihre pri-

vaten Konkurrenten, die Abstrahlung in andere 

Fernsehmärkte nicht verhindern können. Plattfor-

men werden auch für den öffentlich-rechtlichen 

Rundfunk an Bedeutung zunehmen. 

Die Haltung der privaten Veranstalter gegenüber 

der Rolle der Plattformen ist ambivalent. Einer-

seits erscheinen sie ihnen als nützliche Partner, um 

zusätzliche Erlöse zu erzielen. Andererseits fürch-

ten sie ihre Konkurrenz, wenn Plattformen selbst 

in das Inhalte-Geschäft einsteigen, und fordern 

Schutz durch die Regulierung.

Das Dilemma der Programmanbieter ist schon im 

Digitalisierungsbericht 2005 beschrieben worden: 

Ihre Interessenlage oszilliert zwischen Free-TV mit 

dem Vorteil, die gesamte Bevölkerung erreichen zu 

können, und Pay-TV, das zusätzliche Einnahme-

quellen verspricht. Bei den neuen Geschäftsmo-

dellen im Kabel oder über Satellit, bei „Pay-TV 

light“ also, zeigt sich dieser Widerspruch besonders 

deutlich: Die Veranstalter erwarten von den Platt-

formbetreibern zusätzliche Einnahmen aus ihren 

Programmen, die sie urheberrechtlich aber als 

Free-TV defi nieren. 

Sollte der Übergang zu „Pay-TV light“ für die pri-

vaten Veranstalter mit einem zu hohen Reichwei-

tenverlust verbunden sein, erscheint es nicht ab-

wegig, dass sie dann auf die Grundverschlüsselung 

verzichten und beim bisherigen Modell bleiben. 

Ein Blick zurück auf die Anfänge des privaten 

Rundfunks zeigt: Zugangsentgelte für zusätzli-

che Programme, monatlich abgerechnet, standen 

schon einmal zur Debatte. Ein Startszenario des 

Kabelpilotprojekts Berlin sah 1984 vor, dass das 

Basispaket nur die damals terrestrisch verbreiteten 

öffentlich-rechtlichen Programme enthalten sollte, 

alle zusätzlichen Programme sollten von der Ka-

belgesellschaft vermarktet werden - gegen Entgelt. 

Des weiteren waren Pay-TV- und Pay-per-View-

Angebote geplant.

In der Folge hat sich in Deutschland jedoch wer-

befi nanziertes, frei empfangbares Fernsehen durch-

gesetzt - zunächst über terrestrische Frequenzen 

und dann durch die Satellitenverbreitung. Fern-

sehempfang über Kabel war für die Nutzer immer 

mit Kosten verbunden; dabei ist für die Teilnehmer 

jedoch nie nachvollziehbar gewesen, dass neben 

den Kosten für die technische Infrastruktur auch 

ein Anteil der Kabelgebühren im Rahmen urhe-

berrechtlicher Vereinbarungen an die Veranstalter 

gefl ossen ist.

Bei einer rein wirtschaftlichen Betrachtung des 

Rundfunks, wie sie die EU-Kommission jetzt 

vornimmt, liegt es nahe, einen besonderen Rund-

funkauftrag nur noch für die öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten anzunehmen. Für die Erfüllung 

konkret defi nierter Aufgaben ist ihnen eine ent-

sprechende Finanzierung zuzubilligen, auf Feldern, 

wo die öffentlich-rechtlichen Sender mit privaten 

konkurrieren, sind strikte Regeln anzuwenden. 

Auch die Vergabe des Frequenzspektrums will die 

 Wird sich „Pay-TV light“ 
durchsetzen?

 Für Öffentlich-Rechtliche 
bleibt  Entwicklung im 
privaten Rundfunk nicht 
folgenlos 

 Private fordern gesetzliche 
Regeln für Plattformbetreiber
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EU-Kommission nach wirtschaftlichen Gesichts-

punkten regeln, den Öffentlich-Rechtlichen wür-

den dann ihre notwendigen Ausgaben erstattet.

Es ist ein durchaus legitimes Ziel, das Frequenz-

spektrum effi zient zu nutzen. Doch eine aus-

schließlich ökonomische Betrachtung verkennt die 

Bedeutung, die private Veranstalter für die öffent-

liche Meinungsbildung haben. Die privaten Ver-

anstalter hatten 2005 laut GfK einen Marktanteil 

von insgesamt rund 56 Prozent, bei der werberele-

vanten Zielgruppe der 14- bis 49-Jähringen waren 

es rund 75 Prozent. Die Verantwortung des Rund-

funkgesetzgebers beschränkt sich nicht auf den öf-

fentlich-rechtlichen Rundfunk. Nach wie vor ist 

ein funktionierendes Gesamtsystem zu gewährleis-

ten, zu dem auch die privaten Veranstalter gehören, 

im besonderen Maße die Free-TV-Veranstalter.

Der internationale Vergleich zeigt: Die wichtigsten 

Programme sind fast überall zumindest über einen 

Übertragungsweg frei und ohne monatliche Ent-

gelte empfangbar. Dabei handelt es sich um Voll-

programme, die neben den wichtigsten Nachrich-

tensendungen auch mit aktuellen Formaten einen 

relevanten Beitrag zur Meinungsbildung leisten; 

Zielgruppenprogramme und thematische Angebo-

te dagegen sind eher gegen Zusatzentgelt verfüg-

bar. 

Eine generelle Verschlüsselung und die damit ein-

hergehende Kontrolle des Empfangs von Fern-

sehen hätten gravierende Auswirkungen auf die 

öffentliche Meinungsbildung. Damit würden In-

strumente geschaffen, die nicht nur die Einhal-

tung von Urheberrechten kontrollieren, sondern 

den Informationsfl uss insgesamt. Hier gilt es einen 

Ausgleich zwischen wirtschaftlichen und kulturel-

len Zielsetzungen zu erzielen. 

Die Landesmedienanstalten schlagen daher vor, 

dass die wichtigsten terrestrischen Programme 

weiterhin unverschlüsselt verbreitet werden und 

die privaten Senderfamilien sich dazu verpfl ichten. 

Auf dieser Grundlage wäre dann eine Vereinbarung 

vorstellbar, dass zusätzliche Programme gegen Ent-

gelt auf allen Übertragungswegen angeboten wer-

den können, Adressierbarkeit und Grundverschlüs-

selung also auf den anderen Verbreitungswegen 

akzeptiert werden.

3.  Regionale und lokale Angebote 

Dem Regulierungsziel, auch bei lokalen und re-

gionalen Programmangeboten Vielfalt zu ermög-

lichen, ist die derzeitige Entwicklung der Infra-

struktur nicht dienlich. Vielmehr gefährden die 

Netzstrukturen den Zugang regionaler und lokaler 

Anbieter. Dies gilt gleichermaßen für regionale 

Fenster, für Ballungsraumfernsehsender wie für lo-

kale Kanäle in Kabelanlagen.

Die digitale Kanalbelegung war von Anfang an 

zentral; es gab - bis auf einzelne Ausnahmen wie 

beispielsweise in Berlin - keine Möglichkeit, Pro-

gramme in bestimmten Regionen hinzuzufügen 

oder die Programmbelegung zu ändern. Bei der 

Abschmelzung des Kanals S25 hat sich gezeigt, dass 

die Netzbetreiber eine bundesweit einheitliche 

Programmverbreitung durchsetzen wollen. Denn 

selbst dort, wo, wie in Berlin, zusätzliche digitale 

Kanäle zur Verfügung standen, wurden sie nicht für 

lokale Angebote genutzt. 

Technisch könnten lokale und regionale Program-

mangebote zwar über den Satelliten-Uplink her-

angeführt werden, doch diese dann zwangsläufi g 

bundesweite Verbreitung verursacht Kosten, die 

von den Veranstaltern nicht getragen werden kön-

nen. 

Der Rundfunkstaatsvertrag sieht vor, dass lokale 

und regionale Programme zu angemessenen und 

chancengleichen Bedingungen zu verbreiten sind, 

verweist aber auf das Telekommunikationsrecht, das 

keinen hinreichenden Schutz bietet. Unter dem 

Gesichtspunkt der Effi zienz ist die zentralistische 

Ausrichtung der Netzstrukturen nachvollziehbar, 

aber sie widerspricht dem publizistischen Ziel, lo-

kale und regionale Vielfalt zu ermöglichen.

Die Landesmedienanstalten drängen auf Lösungen, 

wie lokale und regionale Programme kostengüns-

 Auch private Programme 
haben Bedeutung für die 
öffentliche Meinungsbildung

 In vergleichbaren Ländern 
sind die wichtigsten Pro-
gramme über einen Verbrei-
tungsweg frei zu empfangen
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tig an den jeweiligen Kabelkopfstellen eingespeist 

werden können. Dabei ist auch die Frage zu klären, 

wer für die Kosten aufzukommen hat.

Es gilt, dem Grundsatz, dass die Gewährleistung lo-

kaler und regionaler Vielfalt zu den Mindestanfor-

derungen bei der Kanalbelegung gehört, Geltung 

zu verschaffen. Das heißt, dass entstehende Kosten 

für die Heranführung lokaler und regionaler Pro-

gramme Sache der jeweiligen Kabelnetzbetreiber 

sind. Sobald dies angemessen realisiert ist, kann es 

aus Sicht der Landesmedienanstalten weitergehen-

de Spielräume für die Kabelnetzbetreiber geben. 

Kleinere Netzbetreiber, insbesondere in den neuen 

Ländern, erkennen durchaus den publizistischen 

Wert solcher Programme und damit einen Vor-

teil in der Konkurrenz zum Satellitenfernsehen; 

mit ihnen werden pragmatische Lösungen erzielt. 

Die großen Telekom-Nachfolger jedoch verfolgen 

weiter ihr zentralistisches Konzept, das regionale 

und lokale Programme benachteiligt. Die Landes-

medienanstalten drängen auf eine gesetzliche Re-

gelung, die solche Verpfl ichtungen der Kabelnetz-

betreiber festschreibt.

Die zentralen Strukturen der Programmzuführung 

beschränken sich nicht auf die Kabel- und die Sa-

tellitenverbreitung. Auch die IP-TV-Netze werden 

mit einer zentralen Programmversorgung aufge-

baut. Hier muss frühzeitig geprüft werden, welche 

technischen Alternativen es gibt, kostengünstig lo-

kale und regionale Inhalte einzufügen.

Besondere Aufmerksamkeit verlangt die Entwick-

lung der digitalen terrestrischen Sendernetze, deren 

Vorteil es bleibt, lokale Besonderheiten im Prinzip 

berücksichtigen zu können. Für DMB sind jedoch 

bereits zentrale Strukturen aufgebaut worden, die 

eine Programmdifferenzierung nach lokalen und 

regionalen Gesichtspunkten nicht zulassen. Zumin-

dest für DVB-H gilt es, für Strukturen zu sorgen, 

die lokale und regionale Angebote ermöglichen.

4.  Der Verbraucher 

Größte Herausforderung beim Analog-Digital-

Übergang dürfte wohl sein, die Verbraucher vom 

Mehrnutzen der digitalen Verbreitung zu überzeu-

gen. Beim digitalen terrestrischen Fernsehen ist 

dies durch eine signifi kante Programmvermehrung 

gelungen, obwohl dafür die Anschaffung einer Set-

Top-Box nötig war. 

Bei Kabel und Satellit bleibt abzuwarten, wie weit 

die Entscheidung, zusätzliche Entgelte zu erheben, 

die Digitalisierung behindern wird. Der Verbrau-

cher empfängt die digitalen Programme, für die er 

bei einer Grundverschlüsselung bezahlen soll, be-

reits jetzt analog. Ein Mehrwert ist für den Nutzer 

also nicht erkennbar. 

Die Unternehmen müssen sich der Herausforde-

rung stellen, diesen Mehrwert zu kommunizie-

ren. Es gilt zum einen deutlich zu machen, dass 

das Fernsehangebot im bisherigen Umfang nicht 

aufrecht zu erhalten ist, wenn nur die bisherigen 

Finanzierungsquellen zur Verfügung stehen, zumal 

Werbeeinnahmen bei weiterer Programmausdiffe-

renzierung noch an Bedeutung verlieren werden. 

Zum anderen müssen sie dem Kunden zusätzli-

che Vorteile nahe bringen - wie etwa individuelle 

Nutzungsmöglichkeiten und eigene Programmzu-

sammenstellung. Im analogen Kabel wird ein Ein-

heitsangebot zum Einheitspreis verbreitet, weil es 

diese Möglichkeit der Adressierung nicht gibt. 

Weniger Beachtung bei den Unternehmen fi n-

den die Vorteile der Digitalisierung, die zu mehr 

Eigenverantwortung des Nutzers führen. In digita-

len Netzen wird realisierbar, was in analogen noch 

nicht möglich war: Wettbewerb durch Durchlei-

tung. Bei DVB-H planen die Mobilfunkunter-

nehmen dies schon. Aus frequenz-ökonomischen 

Gründen wird es nur ein Netz für die Übertra-

gung von Programmen geben; in der Vermarktung 

jedoch wird Wettbewerb herrschen, weil die Mo-

bilfunkunternehmen darauf bedacht sind, eigene 

Kundenkontakte zu erhalten. 

 Vielfalt bedeutet auch: 
Lokale und regionale 
Programme kostengünstig 
verbreiten 

 Herausforderung: 
Dem Kunden die Vorteile 
der Digitalisierung nahe 
bringen 
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Im Grundsatz lässt sich dieses Modell auf Kabel-

netze übertragen, auch dort sind die Programme 

im Wesentlichen dieselben, können aber unter-

schiedlich paketiert werden. Dabei können nicht 

nur Kabelnetzbetreiber zum Zuge kommen, son-

dern auch Vermarkter aus anderen Bereichen. Der 

Vorteil für den Kunden: Durch Konkurrenz könn-

ten die Preise sinken.

5.  Digitales Radio

Vergleicht man die Entwicklung des digitalen 

Fernsehens mit dem des digitalen Radios, fällt es 

im Rückblick leicht, die Fehler der de facto ge-

scheiterten DAB-Einführung herauszuarbeiten: 

Das digitale Radio sollte vor allem ein Abbild der 

analogen Welt sein. Die beteiligten Unternehmen 

versuchten, ihre etablierten Marktpositionen ab-

zusichern. Deswegen gab es keine Impulse, neue 

attraktive Inhalte zu entwickeln. Für den Nutzer 

hieß das: Weniger Programme als in der herkömm-

lichen analogen Radiowelt, schlechtere Empfangs-

qualität vor allem in Gebäuden, keine Endgeräte 

im Markt und schon gar keine Angebote subventi-

onierter DAB-Empfänger. 

Also fehlten im Hörfunk bislang die Anreize, die 

Unternehmen veranlassen könnten, ihre Strate-

gien auf die Digitalisierung auszurichten und zu 

investieren. Bei den Verbrauchern führte dies zu 

einer klaren Antwort: Nur eine minimale Zahl von 

DAB-Geräten ist verkauft worden.

In Großbritannien dagegen konnte Digital Audio 

Broadcasting einen relativ großen Erfolg verbu-

chen. Dort gibt es zusätzliche, national verbreitete 

Programme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

sowie neue Angebote kommerzieller Veranstalter, 

hinter denen kapitalkräftige Unternehmen auf na-

tionaler Basis stehen, die das Radiogeschäft entwi-

ckeln wollen.

Dennoch hat die Digitalisierung das Radio auch 

hier zu Lande nicht unberührt gelassen: Auf allen 

digitalen Fernsehübertragungswegen werden par-

allel auch Radioprogramme verbreitet, bei DVB-T 

regional begrenzt. Mit der Zunahme breitbandiger 

Internetverbindungen steigt die Nutzung von Ra-

dio über das Internet, Podcasting bieten insbeson-

dere öffentlich-rechtliche Sender an, MP3-Player 

konkurrieren mit dem Radio vor allem bei ju-

gendlichen Zielgruppen.

Eine Initiative der mabb, DMB und DVB-H auch 

für digitales Radio zu nutzen, blieb Ende 2004 

zunächst ohne breite Unterstützung. Die von der 

DLM angekündigte Ausschreibung einer bundes-

weiten DAB-Kette konnte nicht realisiert werden; 

dafür haben die Medienanstalten abgestimmte 

Ausschreibungen für DMB vorgenommen, bei 

der Vergabe ist ein Radioprogramm berücksichtigt 

worden. Auch bei DVB-H-Pilotprojekten wird 

Radio mitverbreitet.

Als Ergebnis der Wellenkonferenz RRC 06 stehen 

zusätzliche Kapazitäten für die digitale terrestrische 

Verbreitung zur Verfügung. Trifft man entsprechen-

de Entscheidungen zugunsten des Radios, könnten 

zahlreiche Programme bundesweit, landesweit oder 

in regionalen Kommunikationsräumen verbreitet 

werden. Dabei ist es von nachrangiger Bedeutung, 

in welcher Technologie dies geschieht. Allerdings 

hätte die Einigung auf eine Technologie den Vor-

teil, dass Programme nicht mehrfach ausgestrahlt 

werden müssen - mit nachteiligen Folgen für die 

Gesamtvielfalt und die Wirtschaftlichkeit der Ver-

breitung.

Es ist von herausragender Bedeutung für die künf-

tige Radioentwicklung, ob und wann effi zientere 

Kodierungsverfahren eingeführt werden. Das der-

zeit international übliche Verfahren, das bei DAB 

und DVB-T angewandt wird (MPEG 1 Layer 2), 

erfordert dreimal soviel Kapazitäten wie die zeit-

gemäßen Kodierungsverfahren, wie sie bei DMB 

und DVB-H zur Anwendung kommen. Deutsch-

land hat die Chance des späten Starts - anders als 

Großbritannien, das auf die große Zahl bereits 

eingeführter Geräte Rücksicht nehmen muss. Bei 

uns könnte ein Neustart des digitalen Radios mit 

effi zienter Kodierung erfolgen.

 Digitalisierung des Radios 
kommt auf neuen Wegen 
voran

 Die Einführung von DAB 
ist beim Nutzer gescheitert
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Die deutsche Radiolandschaft ist noch weitgehend 

von Strukturen geprägt, die aus den Anfangszeiten 

des dualen Systems stammen, als knappe Frequen-

zen vergeben worden sind. Das Modell der Anbie-

tergemeinschaft, im Fernsehen längst überwunden, 

bestimmt die gesellschaftsrechtliche Zusammenset-

zung zahlreicher Hörfunkanbieter. In den meisten 

Bundesländern gibt es einen sehr eingeschränkten 

Wettbewerb privater Veranstalter.

Wie im Fernsehen stehen die Unternehmen vor 

der Frage, ob sie mit bisherigen Strategien überle-

ben können. Besonders gefährdet sind diejenigen, 

die in ihrem Markt eine Alleinstellung haben und 

die sich künftig dem Wettbewerb stellen müssen. 

Aus Sicht der Landesmedienanstalten stellt sich die 

Frage, ob es sinnvoll ist, für das Radio einen ei-

genen digitalen Übertragungsweg zu entwickeln. 

Dies würde bedeuten, in Zeiten der Konvergenz 

für den Hörfunk ein eigenes Frequenzspektrum zu 

nutzen und Geräte in den Markt zu bringen, die 

auf eine Funktion beschränkt sind. 

Frequenztechnisch wäre ein solches Szenario 

durchaus realisierbar: Band III (VHF), bisher für 

terrestrisches Fernsehen genutzt, könnte für jeweils 

vier DAB-Blöcke verwandt werden. Dies würde 

durchaus große digitale Radiovielfalt ermöglichen, 

die auch Grundlage für die Endgeräte sein könn-

te. Fraglich erscheint aber, ob Radio sich in All-

einstellung auf längere Sicht am Markt behaupten 

kann, wenn die großen Senderfamilien im Fernse-

hen und die Mobilfunkunternehmen andere Wege 

gehen. Geräte mit Mehrfachnutzung scheinen bei 

entsprechendem Marketingengagement der Un-

ternehmen der sinnvollere Weg zu sein. 

Wer die bisherige Radiolandschaft so lange wie 

möglich erhalten will, setzt auf die Beibehaltung 

des DAB-Standards und eine langsame Bereitstel-

lung von zusätzlichen Ausstrahlungsmöglichkeiten. 

Damit läuft man allerdings Gefahr, dass sich für 

Hörfunk andere Verbreitungswege über breitban-

dige Netze oder über Satellit entwickeln. 

Fernsehen ist das Leitmedium bei der Digitali-

sierung der Rundfunkübertragungswege. Umso 

wichtiger ist es, die Erfahrungen in diesem Bereich 

auszuwerten und für das Radio zu nutzen

 In Zeiten der Konvergenz 
sollte digitales Radio nicht 
als Stand-alone-Angebot 
kommen, sondern über 
Geräte mit Mehrfachnutzung
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Aktueller Stand der Digitalisierung 
in den deutschen TV-Haushalten 
10/2006

1. Zielsetzung

Wie schon im Vorjahr hat die GSDZ auch 2006 eine Erhe-

bung zum Stand der Digitalisierung des Fernsehempfangs in 

Deutschland durchgeführt. Diese erfasst sowohl die Übertra-

gungswege (Kabel, Satellit und Terrestrik) als auch die Über-

tragungsart (analog oder digital). Dabei werden pro Haushalt 

bis zu drei Fernsehgeräte ausgewiesen. Damit ist es möglich, 

den Stand der Digitalisierung auf allen in den Haushalten ver-

wendeten Geräten darzustellen. Dies dokumentiert den Pro-

zess der Digitalisierung.

Die nachfolgende Darstellung und Analyse konzentriert sich 

auf die aus unserer Sicht wesentlichen Zahlen. Weitere Gra-

fi ken und Tabellen können unter www.digitaler-zugang.de 

abgerufen werden.

2. Stand der Digitalisierung

Für den Analog-Digital-Umstieg, also die Entscheidung, 

wann analoge Kapazitäten abgeschaltet werden können, ist es 

wichtig zu wissen, wie viele Haushalte in Deutschland bereits 

digitales Fernsehen empfangen. 

Der Anteil der Digitalhaushalte liegt 2006 bei 31,6 Prozent 

und hat sich damit gegenüber dem Vorjahr um rund sechs 

Prozentpunkte gesteigert. Das sind rund zwei Millionen 

Fernsehhaushalte mehr als im Vorjahr. 

Somit haben derzeit etwa 10,7 Millionen Haushalte zumin-

dest ein digitales TV-Empfangsgerät – und damit in der Re-

gel eine digitale Set-Top-Box. Der überwiegende Teil dieser 

Haushalte ist voll digitalisiert, nutzt also nur digitalen Emp-

fang. Rund ein Fünftel der digitalen Haushalte besitzen dane-

ben weitere analoge Empfangsgeräte. Diese Zahl ist gegenü-

ber 2005 nahezu stabil geblieben.  (siehe Abb. 1)
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Abbildung 1 Stand der Digitalisierung in den TV-Haushalten

31,6%  der 
TV-Haushalte 
haben Zugang 
zu digitalem 
Fernsehen

74,3

19,1

6,6

 ausschl. analoger TV-Empfang = 23,207 Mio. TV-HH
 ausschl. digitaler TV-Empfang = 8,418 Mio. TV-HH
 digitaler und analoger Empfang = 2,279 Mio. TV-HH

Basis: 33,904 Mio. TV-HH in Deutschland
Quelle: GSDZ 10/2006
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3. Betrachtung der einzelnen Übertragungswege

Die Anteile der verschiedenen Übertragungswege – Kabel 

52 Prozent, Satellit 42 Prozent und Terrestrik neun Prozent 

– sind insgesamt stabil geblieben. Die Zuschauer bleiben also 

„ihrem“ Übertragungsweg im Wesentlichen treu. In absoluten 

Zahlen: Das Kabel nutzen 17,57 Millionen Haushalte, den 

Satelliten 14,24 Millionen und die Terrestrik 3,13   Millionen 

(s.Abb.2).

Während also in der Gesamtbetrachtung die Marktanteile der 

drei Übertragungswege stabil geblieben sind, haben sich bei 

den digitalen Übertragungen doch Veränderungen ergeben. 

So ist der Anteil digitaler terrestrischer Haushalte größer als 

der analoger Haushalte. Die größte Zahl digitaler Haushalte 

wie auch den größten Zuwachs hat der Satellit zu verzeich-

nen. Das digitale Kabel hingegen bewegt sich weiter auf nied-

rigem Niveau, wenn auch erstmals ein Zuwachs spürbar ist.

Der Satellit treibt weiterhin am stärksten die Digitalisierung 

voran. Im Vergleich zu 2005 ist die Zahl digitaler Satelliten-

Haushalte um knapp eine Million auf 6,6 Millionen gestie-

gen, das sind 2,8 Prozentpunkte. Dies bestätigt den deutlichen 

Trend der vergangenen Jahre, in denen die Zahl der verkauf-

ten digitalen Sat-Boxen (DVB-S) stetig zunahm. Ob dieser 

Trend allerdings anhält, erscheint zweifelhaft. Die Grundver-

schlüsselung der digitalen Privatprogramme, die für 2007 ge-

plant ist, wird nach Einschätzung der Gemeinsamen Stelle 

Digitaler Zugang die Entwicklung dämpfen. Die Verbraucher 

sind verunsichert über die technischen Standards und fragen 

sich, ob die Decoder für alle Pay-Angebote nutzbar sind. Und 

mit der Einführung einer monatlichen Digital-Gebühr fällt 

ein wichtiges Argument für den Satelliten gegenüber dem 

Kabel weg. 

Diese Aspekte werden sich erst bei den kommenden Erhe-

bungen niederschlagen.

TerrestrikKabel Satellit

Abbildung 2 Verteilung der Übertragungswege

Basis: 33,904 Mio. TV-HH in Deutschland
Quelle: GSDZ 10/2006
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Auch das digitale Kabel hat sich positiv entwickelt. Zwar 

weist das Kabel weiter den niedrigsten Digitalisierungs-

grad auf. Doch haben sich im vergangenen Jahr knapp 

800.000 Haushalte (plus 2,2 Prozentpunkte) entschieden, 

auf DVB-C umzusteigen und damit fast so viele wie im 

Satellitenbereich. Das Kabel scheint die anfänglichen Wir-

rungen um die Privatisierung und die langwierigen Si-

mulcast-Verhandlungen hinter sich zu lassen. 2006 hat seit 

Jahren erstmals keine wesentliche Strukturveränderung 

im Kabelmarkt stattgefunden, der Markt hat sich konso-

lidiert. Auch konnten Anfang des Jahres nach langen und 

zähen Verhandlungen endlich die Verträge mit den beiden 

großen privaten Senderfamilien über die digitale Verbrei-

tung abgeschlossen werden. Die Kabelnetzbetreiber haben 

sich mehr auf die Vermarktung konzentriert und gegen-

über dem Satelliten mit Triple-Play-Angeboten punkten 

können.

Insgesamt ist zu erwarten, dass sich diese positive Ent-

wicklung fortsetzen wird – zumal anders als beim Satel-

liten die Grundverschlüsselungsde batte im Kabel bislang 

nicht geführt wird.

Der Marktanteil der Terrestrik insgesamt ist geringfügig auf Terrestrik insgesamt ist geringfügig auf Terrestrik

9,2 Prozent gesunken. 5,3 Prozent aller TV-Haushalte emp-

fangen digitales Fernsehen über Antenne. Seit der Erhebung 

2005 hat sich die Zahl der DVB-T-Haushalte um 300.000 

erhöht (Zuwachs 0,9 Prozentpunkte). Damit gibt es erstmals 

mehr digitale als analoge terrestrische Haushalte. 

Wenn im Zuge des weiteren Ausbaus von DVB-T und der 

Einführung von DVB-H in den nächsten Jahren nach und 

nach alle analogen Sender abgeschaltet werden, erscheint der 

vollständige Switchover schon Ende 2007 erreichbar. Anders Switchover schon Ende 2007 erreichbar. Anders Switchover

als bei Kabel und Satellit wird in der Terrestrik ein sogenann-

ter „harter Umstieg“ vollzogen. Die Frequenzknappheit lässt 

eine gleichzeitige Ausstrahlung analog und digital nicht zu. 

Das heisst, der Digitalumstieg erfolgt regionenweise und dort 

jeweils zu 100 Prozent. Kabel und Satellit wollen hingegen 

ihre analogen Angebote erst dann einstellen, wenn die Zahl 

der digitalen Haushalte den analogen Switchoff ohne große 

Reichweitenverluste zulässt.

Ob und wie sich die Verbreitung von Fernsehangeboten über 

DSL (DSL-TV) zu einem vierten Übertragungsweg entwi-

ckeln wird, bleibt abzuwarten. Die entsprechenden Angebote 

sind erst in diesem Jahr an den Start gegangen. Messbare Er-

gebnisse werden daher frühestens 2007 zu erwarten sein. 
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Wie schon erwähnt, ist die Terrestrik in dem Prozess der Di-

gitalisierung durch das Konzept des „harten Umstiegs“ am 

weitesten vorangeschritten. Auch der Satellit wird bei einem 

Digitalisierungsgrad von heute 47,2 Prozent bald mehr digi-

tale als analoge Nutzer haben. Der schnelle Fortschritt liegt 

hier sicher auch darin begründet, dass Sat-Nutzer an eine Set-

Top-Box gewöhnt sind und im Zuge des normalen Erneu-

erungszyklus leichter auf digitale Geräte umsteigen. Zudem 

bietet der Markt schon seit längerem eine große Geräteaus-

wahl mit interessanten Zusatzfunktionalitäten (Elektronische 

Programmführer (EPG), Personal Video Recorder (PVR)).

Das Kabel steht hier erst am Anfang. So waren bislang die 

meisten verkauften Kabel-PVRs nur für den analogen Emp-

fang ausgelegt. Die beschriebene Konsolidierung und die 

verstärkten Vermarktungsaktivitäten lassen auch hier in Kür-

ze eine breite Angebotspalette von Set-Top-Boxen erwarten. 

(s. Abb. 3)
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38,8%

45,6%

Abbildung 3 Stand der Digitalisierung innerhalb der Übertragungswege
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47,2%

57,1%

Kabel Satellit Terrestrik

Basis: 33,904 Mio. TV-HH in Deutschland
Quelle: GSDZ 10/2006
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Mit Blick auf die Verteilung der Übertragungswege bei den 

bereits digitalisierten Haushalten ist die führende Rolle des 

Satelliten noch deutlicher erkennbar. Hier liegt DVB-S mit 

62,8 Prozent um den Faktor drei vor DVB-C (24,9 Prozent) 

und DVB-T (17,2 Prozent). In absoluten Zahlen: während 

erst 1,79 Millionen Haushalte Fernsehen digital terrestrisch 

empfangen und 2,46 Millionen Haushalte über Kabel, sind es 

über Satellit bereits 6,61 Millionen Haushalte. Jedoch zeigt die 

Grafi k auch die besondere Rolle des weit verbreiteten Kabels. 

Ein leichter Anstieg bei den digitalen Kabelhaushalten lässt 

die relative digitale Reichweite der anderen Übertragungswe-

ge sinken, obwohl diese absolut an Nutzern gewonnen haben. 

(s. Abb. 4)
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Abbildung 4 Verteilung der Übertragungswege bei digitalen Haushalten

Basis: 33,904 Mio. TV-HH in Deutschland
Quelle: GSDZ 10/2006
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4. Betrachtung der Empfangsgeräte

Auch bei der Umfrage 2006 wurde unterschieden zwischen 

dem Empfang für das erste, zweite und dritte Empfangsge-

rät. 33,9 Millionen Haushalte sind mit einem, 11 Millionen 

Haushalte mit zwei und immerhin 2,5 Millionen Haushalte 

mit drei oder mehr Fernsehgeräten ausgestattet. (s. Abb. 5)

Hinsichtlich der Verteilung der Übertragungswege ergibt sich 

bei Haushalten mit einem und zwei Geräten dasselbe Bild 

wie bei der Gesamtbetrachtung: Kabelempfang dominiert vor 

Satellit, die Terrestrik liegt deutlich zurück. Dieses Bild ändert 

sich erst für das dritte Empfangsgerät: hier liegt der Satellit 

vorne.

Von den insgesamt erhobenen 47,8 Millionen Fernsehgerä-

ten sind 13,9 Millionen für digitalen Empfang geeignet. Bei 

allen drei Geräten dominieren DVB-S-Empfänger: insgesamt 

dürften etwa neun Millionen DVB-S-Geräte auf dem Markt 

sein, gegenüber jeweils rund zwei Millionen DVB-C und 

DVB-T-Geräten.

Interessant ist auch, dass der Digitalisierungsgrad der Satelli-

ten-Haushalte und der terrestrisch versorgten Haushalte bei 

Erst-, Zweit- und Drittgerät konstant bleibt. Beim digitalen 

Kabel nimmt der Digitalisierungsgrad mit steigender Gerä-

tezahl ab. 

Die These, dass DVB-T vorwiegend für Zweit- und Dritt-

geräte genutzt wird, lässt sich anhand dieser Erhebung nicht 

stützen. Offen bleibt aber die Frage, wie der Unterschied 

zwischen der Anzahl der DVB-T-Haushalte und der deutlich 

höheren Set-Top-Boxen-Verkaufszahlen zustande kommt.

Wichtig für die weitere Entwicklung des digitalen Fernse-

hens ist auch, wie die auf dem Markt befi ndlichen Boxen 

ausgestattet sind. Nach einer Prognose von Goldmedia auf 

Basis der Angaben GfU/GfK liegt 2006 der Anteil der soge-

nannten Free-To-Air-Receiver bei rund 71 Prozent. Dieser 

Anteil ist in den vergangenen Jahren kontinuierlich gefallen, 

aber immer noch sehr hoch.

Was die Ausstattung der Boxen anlangt, sind nur Schätzungen 

möglich. Danach haben derzeit knapp ein Drittel der digi-

talen Satelliten-Boxen ein Common Interface (CI), das den 

Einsatz mehrerer Verschlüsselungssysteme über ein Modul 

ermöglicht. Geeignet für Pay-TV, also ausgestattet mit einem 

CI oder einem eingebauten Verschlüsselungssystem (CA em-

bedded) sind derzeit rund 40 Prozent aller verkauften Satel-

litenboxen.

Im Kabel-Bereich sind fast alle Boxen Pay-TV geeignet. Da-

von ist der weit überwiegende Teil mit eingebauten Verschlüs-

selungssystemen ausgestattet (CA embedded). 
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Abbildung 5 Empfang auf den drei meistgenutzten TV-Geräten
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5. DVB-T-Empfang in Deutschland

Mit 57,1 Prozent hat die Terrestrik den höchsten Digitalisie-

rungsgrad. Privates Fernsehen über analoge Frequenzen gibt 

es nicht mehr, die wichtigsten Ballungsräume sind umgestellt 

und für die restlichen Gebiete planen die öffentlich-recht-

lichen Anstalten eine Umstellung spätestens im Laufe des 

nächsten Jahres. 

Generell lässt sich sagen, dass die Digitalisierung der Terrestrik 

den Abstieg des Antennenempfangs aufgehalten hat. In den 

Ballungsräumen wird die Terrestrik sogar wieder attraktiv: in 

den DVB-T-Kerngebieten stieg der Anteil seit 2005 von 10,4 

auf 12,8 Prozent, in Berlin-Brandenburg, wo zuerst umge-

stellt wurde, sogar von 14,5 auf 19,4 Prozent. (s. Abb. 6)

Weniger Erfolg hat DVB-T dort, wo - wie in Mitteldeutsch-

land oder im Ballungsraum Stuttgart - nur öffentlich-recht-

liche Programme über Antenne ausgestrahlt werden. Hier 

liegt der Anteil der DVB-T Haushalte bei 4,8 Prozent. Beide 

Gebiete sind seit der Erhebung von 2005 neu erschlossen 

worden. DVB-T ist 2006 in allen Kerngebieten Deutschlands 

empfangbar. (s. Abb. 7)

In absoluten Zahlen betrachtet, haben sich im Zeitraum 

Juni 2005 bis September 2006 rund 330.000 Haushalte in 

Abbildung 6 – DVB-T-Empfang in den Kerngebieten 

 2006
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Basis: 33,904 Mio. TV-HH in Deutschland
Quelle: GSDZ 10/2006
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Abbildung 7 – DVB-T-Gebiete in Deutschland
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Deutschland einen neuen DVB-T-Empfänger zugelegt, da-

von rund 40.000 in Mitteldeutschland und rund 70.000 in 

Südwestdeutschland. Insgesamt liegen die neuen Gebiete un-

ter dem Durchschnitt. 

Betrachtet man die Altersstruktur der DVB-T-Nutzer, fällt 

auf, dass diese eher jung sind: etwa zwei Drittel der DVB-T-

Nutzer sind unter 40 Jahre alt. Bei den Fernsehhaushalten 

insgesamt hat die jüngere Nutzungsgruppe nur einen Anteil 

von 50 Prozent. Die erste Begleitforschung zu DVB-T-Ein-

führung in Berlin hatte dagegen noch einen verhältnismäßig 

hohen Anteil älterer Nutzer ausgewiesen.

Der digitale terrestrische Empfang ist auf Ballungsräume 

konzentriert. Hier gleicht DVB-T die digitale „Unterversor-

gung“ aus, die es in Großstädten durch die Dominanz des 

Kabelempfangs und die eingeschränkten Möglichkeiten Sa-

tellitenspiegel zu montieren gibt. Auf dem „Land“ ist digitaler 

Empfang bereits durch DVB-S weit verbreitet.
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6. Der Pay-TV-Markt

Pay-TV-Abonnenten stellten die ersten Nutzer digitaler 

Übertragung dar. Doch zunehmend sind es Programmanzahl 

und Übertragungsqualität, die Nutzer zum Umstieg auf di-

gitale Übertragung bewegen. Das Verhältnis von Pay-TV zu 

Free-TV hat sich entsprechend verschoben: die Zahl digita-

ler Pay-Haushalte ist weniger stark gestiegen als die digitaler 

Free-Haushalte. (s. Abb. 8)

Insgesamt liegt die Zahl der Pay-TV-Abonnements Mitte des 

Jahres nach Unternehmensangaben bei 4,28 Millionen Abon-

nenten. Davon entfallen rund 65 Prozent auf das Kabel und 

rund 35 Prozent auf den Satellit. 

Premiere dominiert mit rund 3,4 Millionen Abos weiterhin 

auf hohem Niveau den Markt. An zweiter Stelle liegt das 

Paket Kabel digital home der KDG mit rund einer halben 

Million Abonnenten. Das zum Bundesliga-Beginn im August 

2006 gestartete Arena-Paket wird man erst im nächsten Jahr 

seriös bewerten können. Das Unternehmen spricht Ende Au-

gust 2006 bereits von rund 800.000 Bestellungen.
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Quelle: Goldmedia auf Basis von 
Unternehmensangaben
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Abbildung 8 Abonnentenzahl der Pay-TV-Sender
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7. Digitalisierung im internationalen Vergleich

Deutschland liegt hinsichtlich des Grades der Digitalisie-

rung im europäischen Vergleich im Mittelfeld, hinter Groß-

britannien, Irland, den skandinavischen Ländern, Italien und 

Frankreich. Der hohe Anteil an Free-TV-Programmen und 

der hohe Marktanteil des Kabels, das auch analog schon eine 

große Programmvielfalt bietet, standen einem deutlicheren 

Anstieg der Nachfrage nach digitalem TV zunächst entgegen. 

Bei der Zahl digitaler Haushalte liegt die bevölkerungsreiche 

Bundesrepublik jedoch auf Platz zwei. Nur Großbritannien 

hat mit geschätzt rund 17 Millionen Geräten mehr digitale 

Empfänger auf dem Markt. (s. Abb. 9)

Großbritannien

Deutschland

Italien

Schweden

Norwegen

Finland

Österreich

Abbildung 9 Digitalisierung in Europa
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Der am weitesten verbreitete TV-Empfangsweg in Groß-

britannien ist die Terrestrik mit einem Marktanteil von 56 

Prozent aller TV-Haushalte. Noch bevor die Terrestrik in UK 

digitalisiert wurde, war für die meisten TV-Zuschauer das 

Programmangebot sehr begrenzt. Zusätzliche Kanäle konn-

ten nur von Pay-TV-Plattformen über Satellit und Kabel, vor 

allem aber vom über Satellit agierenden Marktführer BSkyB 

abonniert werden. Das Kabel spielt dagegen als Empfangsweg 

in Großbritannien mit einem Marktanteil von knapp 14 Pro-

zent aller TV-Haushalte eine vergleichsweise geringe Rolle. 

Auf dieser Basis entwickelte sich die Digitalisierung in Groß-

britannien sehr schnell und zunächst vor allem durch das Pay-

TV Angebot über Satellit. Mit der Einführung von Freeview 

im Jahr 2002 über DVB-T beschleunigte sich die Digitalisie-

rung abermals. Das Angebot ist frei empfangbar. Mitte 2006 

waren nach Angaben der britischen Regulierungsbehörde 

Ofcom 70 Prozent der britischen TV-Haushalte digitalisiert.

In den skandinavischen Ländern entwickelte sich die Di-

gitalisierung zunächst durch die Pay-TV-Plattformen über 

Satellit und Kabel. Ausgangslage war - ähnlich wie in Groß-

britannien - die Dominanz der terrestrischen Verbreitung und 

ein somit begrenztes Programmangebot. Nun wird auch in 

Skandinavien die Terrestrik zum Digitalisierungstreiber. Da-

bei treten Mischmodelle aus Pay- und Free-TV in Erschei-

nung. In Schweden wurden zum Jahresende 2005 mehr als 0,5 

Millionen und in Finnland mehr als 0,6 Millionen DVB-T 

Haushalte gezählt. In Norwegen startet DVB-T voraussicht-

lich 2007. In Skandinavien ist die Terrestrik nach SES-Astra 

als Verbreitungsweg anders als in Deutschland immer noch 

stark vertreten  -  in Norwegen mit 25 Prozent, in Schweden 

mit 30 Prozent und in Finnland mit 57 Prozent der TV-Haus-

halte. Hierdurch besteht ein hohes Digitalisierungspotenzial 

für die Terrestrik.

In Österreich ist der Satellit mit einem Marktanteil von 51 

Prozent der TV-Haushalte als meistgenutztester Verbreitungs-

weg Treiber der Digitalisierung. Im TV-Kabel dominiert da-

gegen weiterhin der analoge Empfangsmodus auf Basis eines 

breiten Programmangebotes. Dienste wie Internet (ca. 0,4 

Millionen Kunden) oder Telefonie (0,2 Millionen Kunden) 

fi nden bei den 1,3 Millionen österreichischen Kabelhaushal-

ten weit mehr Akzeptanz als digitales Pay-TV (0,1 Millionen 

Kunden). Mit dem Start von DVB-T können ab 2007 neue 

Impulse für die Digitalisierung entstehen, wobei die Terrest-

rik heute mit einem Marktanteil von zwölf Prozent der TV-

Haushalte der unbedeutendste Übertragungsweg ist und nur 

ein geringeres Basispotenzial für die Digitalisierung bietet.

Der italienische Markt wird durch die Terrestrik und durch 

den Satelliten nahezu vollständig bedient, wobei die Terrest-

rik mit einem Marktanteil von 74 Prozent aller TV-Haus-

halte der wichtigste Verbreitungsweg ist. Neuerdings erfahren 

beide Verbreitungswege aber einen zunehmenden Wettbe-

werb durch die IP-TV-Angebote der Telekommunikations-

unternehmen. Treiber der Digitalisierung ist jedoch DVB-T, 

für das die italienische Regierung Endgerätesubventionen in 

erheblichem Umfang bereitstellte. DVB-T ist der derzeit am 

stärksten wachsende digitale Verbreitungsweg mit rund 3,9 

Millionen Haushalten zum Jahresende 2005 und wird aller 

Voraussicht nach in 2006 den Satelliten mit seinen Ende 2005 

4,5 Millionen digitalen Haushalten überholen. Die Basis für 

den Erfolg von DVB-T ist neben dem umfangreichen Free-

TV-Angebot auch die Möglichkeit von Pay-TV mit Prepaid 

Zahlungsmodellen und exklusiven und attraktiven Sportrech-

ten. 

Nicht zuletzt dürfte aber das mit DVB-T und digitalem Satel-

lit mögliche, deutlich umfangreichere Programmangebot die 

Hauptmotivation der Digitalisierung für die analog sonst nur 

mit wenigen terrestrischen TV-Sendern versorgte italienische 

Bevölkerung sein.
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Methodik
Die Erhebung wurde anhand computergestützter telefonischer Interviews 
(CATI) auf Basis des Telefonstichprobensystems der Arbeitsgemeinschaft der 
deutschen Marktforschungsinstitute (ADM) durchgeführt. Der Befragungszeit-
raum war 11. September bis 01. Oktober 2006. TNS Infratest MediaResearch hat 
die Umfrage auf Grundlage des im vorigen Jahr von TNS Infratest und Goldme-
dia GmbH in Abstimmung mit der GSDZ entwickelten Fragebogens realisiert.
Die Grundgesamtheit dieser Erhebung bilden alle deutschsprachigen Privathaus-
halte in Deutschland. Eine Hochrechnung auf Basis dieser Erhebung ergab 35,57 
Mil-lionen Haushalte. Davon besitzen 95,3 Prozent einen Fernseher. Diese 33,9 
Millionen TV-Haushalte bilden die Basis für die nachfolgende Ergebnisdarstel-
lung.
Die Erhebung basiert auf einer Netto-Fallzahl von 6.000 Interviews. Interviewt 
wurde jeweils die Person im Haushalt, die angab, am besten über den TV-Emp-
fang Bescheid zu wissen. 
Von den 6.000 Interviews wurden 2.500 Interviews mit proportionaler Verteilung 
entsprechend der Bevölkerungsstatistik in den einzelnen Bundesländern durch-
geführt. Zusätzlich gab es eine Aufstockung von jeweils 500 Interviews in den 
Kerngebieten der sieben Regionen mit DVB-T-Empfang in Berlin/Brandenburg, 
Norddeutschland (Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, Bremen), Nor-
drhein-Westfalen (Köln/Bonn/Ruhrgebiet), Rhein-Main, Bayern, Südwest-
deutschland und Mitteldeutschland. Mit dieser Aufstockung können detaillierte 
Aussagen über die Nutzung von DVB-T auch in den einzelnen Kerngebieten 
getroffen werden. 

Defi nition von Kabel- und Satellitenempfang
TV-Geräte, die an eine Gemeinschafts-Satelliten-TV-Anlage angeschlossen sind 
(SMATV-Haushalte) jedoch für den TV-Empfang keinen eigenen Receiver 
benötigen, zählen zum Kabelempfang. In diesen Haushalten werden die hochfre-
quenten Satellitensignale für die Übertragung in dem niederfrequenten Kabelnetz 
der Hausverteilanlage umgesetzt. Das Programmangebot ist, wie etwa bei den 
Kunden der Netzebene-3-Betreiber, vorgegeben. Zum Satelliten-Empfang zählen 
demnach nur TV-Geräte mit eigenem Satellitenreceiver. Diese Einteilung wurde 
gewählt, weil in dieser Erhebung die Empfangsperspektive der TV-Haushalte im 
Vordergrund steht. 

Erfassung der Übertragungswege und der Übertragungsart
Für jedes der drei abgefragten TV-Geräte im Haushalt wurden alle anliegenden 
Übertragungswege erfasst. Empfängt ein TV-Haushalt mit einem Gerät sowohl 
terrestrisch als auch via Satellit, wurden bei der Erfassung der in den TV-Haus-
halten vorhandenen Übertragungswege beide Wege aufgenommen. Damit ergibt 
sich etwa in Abbildung 2 eine Gesamtsumme von mehr als 100 Prozent. Die 
rund 1, 3 Millionen PC-TV-Geräte sind hierbei jedoch nicht einbezogen.
Bei der Erfassung der Übertragungsart (analog oder digital) stellt der Kabelemp-
fang eine Ausnahme dar: TV-Haushalte mit Kabelempfang, die ein TV-Gerät an 
einen digitalen Kabel-Receiver angeschlossen haben, nutzen den Receiver in der 
Regel nur zum digitalen Pay-TV-Empfang. Die frei empfangbaren Programme 
werden weiterhin analog genutzt. Da es beim Satelliten- und beim Terrestrik-
Empfang diese Doppelnutzung von analogen und digitalen Programmen in der 
Regel nicht gibt, werden alle Kabel-TV-Geräte mit digitalem Receiver zuguns-
ten einer einheitlichen Darstellung als digitale Empfangseinheiten ausgewiesen.







Aufgabenprofi l

Die Gemeinsame Stelle Digitaler Zugang (GSDZ) der Landesmedien-

anstalten bündelt und koordiniert bundesweit Erfahrungen und Sach-

verstand der Landesmedienanstalten in Fragen des digitalen Zugangs. Sie 

ist Ansprechpartner für Unternehmen, Politik und Regulierung. Die 

GSDZ versteht sich als Moderator und Gestalter der digitalen Entwick-

lung.  

Die GSDZ behandelt dabei konkret Fragen der Zugangsoffenheit tech-

nischer Plattformen für den digitalen Empfang. Hier arbeitet sie mit der 

Bundesnetzagentur in einem abgestimmten Verfahren zusammen. Da-

neben stellt die GSDZ die Diskriminierungsfreiheit von Navigatoren 

sicher, zu der sie gemeinsam mit den Betroffenen Leitlinien entwickelt. 

In diesen Fragen bereitet sie die Entscheidungen der zuständigen Lan-

desmedienanstalten nach § 53 Rundfunkstaatsvertrag vor und spricht 

Empfehlungen aus.

Die GSDZ stellt Zugangsoffenheit und damit Meinungsvielfalt auch 

über die Beteiligung an kartellrechtlichen Verfahren und die Moderati-

on von Vereinbarungen der Marktbeteiligten sicher. Ein Kernpunkt der 

nächsten Jahre wird sein, den Analog-Digital-Übergang in Deutschland 

zu begleiten und zu gestalten. 

Neben der Beratungs- und Regulierungsfunktion spielt die Begleitung 

von Gesetzgebungsverfahren im Bereich des digitalen Rundfunks eine 

große Rolle. So erarbeitet die GSDZ Stellungnahmen zur Anpassung 

des Rundfunkstaatsvertrags sowie zum europäischen und nationalen Te-

lekommunikationsrecht.

Gemeinsame Stelle 
Digitaler Zugang
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Rechtsgrundlage

Grundlage für die Tätigkeit der Gemeinsamen 

Stelle Digitaler Zugang (GSDZ) der Landesme-

dienanstalten ist § 53 Rundfunkstaatsvertrag so-

wie die von den Landesmedienanstalten auf dieser 

Grundlage erlassene gemeinsame Satzung über 

die Zugangsfreiheit zu digitalen Diensten vom 13. 

Dezember 2005, die am 01. August 2006 in Kraft 

getreten ist.

Die Satzung sieht die Schaffung einer Gemeinsa-

men Stelle vor, die aus der Kommission und ei-

ner Geschäftsstelle besteht. Handelndes Organ der 

GSDZ ist die Kommission, die bundesweit Fragen 

des digitalen Zugangs bearbeitet und koordiniert. 

Die Geschäftsstelle hat ihren Sitz in Berlin.

Die GSDZ wurde mit Wirkung vom 5. Dezember 

2000 gebildet und konstituierte sich am 19. De-

zember 2000 in München.



Zusammensetzung der Kommission

Stand November 2006

Dr. Hans Hege, Vorsitzender

Direktor der Medienanstalt Berlin-Brandenburg

Christian Schurig

Medienanstalt Sachsen-Anhalt (MSA),

Vorsitzender der Technischen Kommission der Landesmedienanstalten

Dr. Lothar Jene

Direktor der Hamburgische Anstalt für neue Medien (HAM)

Dr. Uwe Hornauer

Direktor der Landesrundfunkzentrale Mecklenburg-Vorpommern (LRZ)

Prof. Dr. Wolf-Dieter Ring

Präsident der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien (BLM)

Prof. Dr. Norbert Schneider

Direktor der Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM)

Gernot Schumann

Direktor der Unabhängigen Landesanstalt für Rundfunk und neue Medien (ULR),

Beauftragter für Europa-Angelegenheiten

Prof. Dr. Hubertus Gersdorf

Inhaber der Gerd-Bucerius-Stiftungsprofessur für Kommunikationsrecht an der Universität Rostock, 

externes Sachverständigen-Mitglied

Geschäftsstelle

Andreas Hamann, Geschäftsführer

Landesanstalt für Kommunikation Baden-Württemberg (LfK)
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API (Application Programming Interface)

Software-Schnittstelle in Set-Top-Boxen für die Program-

mierung von Anwendungen 

Bouquet

Bündel von Programmen und ggf. Diensten (bspw. t EPG)

Breitband 

Bezeichnet den Platzbedarf eines Programmdatenstroms 

in einem Netz bzw. dessen Platzangebot. Es gibt hier keine 

 defi nierten Grenze, ab der von Breitband gesprochen wird. 

Der Verband BITKOM setzt eine Übertragungsrate von 384 

kbit/s an.

CA (Conditional Access)

Verschlüsselung; bei DVB wird das Sendesignal nach dem 

Common Scrambling Algorithmus verwürfelt sowie mit 

elektronischen Schlüsselworten versehen und auf der Emp-

fangsseite über ein Conditional Access Module (CAM) und 

eine Smart-Card wieder entwürfelt. Das CAM kann im Gerät 

integriert sein („embedded“) oder sich auf einer Steckkarte 

für die Schnittstelle t CI befi nden.

CI (Common Interface)

Standardisierte Schnittstelle; hier kann in die Set-Top-Box 

per Steckverbindung ein Conditional Access Module (CAM) 

in Form einer Steckkarte angeschlossen werden

Digitale Dividende

Durch die Digitalisierung von Übertragungswegen gewon-

nene Übertragungskapazität, da die digitale Übertragung von 

Inhalten gegenüber der analogen Übertragung frequenzeffi -

zienter ist.

DMB (Digital Multimedia Broadcasting)

Standardisiertes Verfahren für die Übertragung multimedialer 

Inhalte auf mobile Endgeräte mit kleinen Bildschirmen (ma-

ximal acht Zoll Bildschirmdiagonale); s.a. t DVB-H

DMB stellt eine Variante des Handy-TV (auch als t Mobi-

le-TV bezeichnet) dar. Es wird dasselbe Frequenzblockraster 

(1,5 MHz) und Übertragungsverfahren (COFDM) wie bei 

DAB verwendet. Für die Video- und Audiocodierung wird 

allerdings t MPEG-4 genutzt, während es sich bei DAB um 

die Audiocodierung MPEG-1 Layer II handelt.

DSL (Digital Subscriber Line)

Nutzung der Telefonleitung für die Übertragung hoher Bit-

raten; ADSL (Asymmetrical Digital Subscriber Line) Asym-ADSL (Asymmetrical Digital Subscriber Line) Asym-ADSL

metrische digitale Teilnehmer-Anschlussleitung; Datenrate 

im downlink: bis 6 Mbit/s; ADSL2+ bis 20 Mbit/s). VDSL

(Very high bitrate Digital Subscriber Line) bis 50 Mbit/s im 

downlink.

DVB-H (Digital Video Broadcasting for Handhelds)

Standardisiertes Verfahren für die Übertragung multimedialer 

Inhalte auf mobile Endgeräte mit kleinen Bildschirmen (ma-

ximal acht Zoll Bildschirmdiagonale) ; s.a. t DMB

DVB-H stellt eine Variante des Handy-TV (auch als t Mo-

bile-TV bezeichnet) dar. Es wird dasselbe Kanalraster (7 MHz 

oder 8 MHz) und Übertragungsverfahren (COFDM) wie bei 

DVB-T verwendet. Als Datenreduktionsverfahren wird aller-

dings t MPEG-4 genutzt, während es sich bei DVB-T um 

MPEG-2 handelt.

Glossar
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EPG (Electronic Programme Guide)

Elektronischer Programmführer; Anwendung, die die Suche 

und Auswahl digitaler Fernsehangebote im Sinne einer „elek-

tronischen Programmzeitschrift“ erleichtert

Grundverschlüsselung

Verschlüsselung von allen in einem Übertragungssystem ver-

breiteten Angeboten, um nur Berechtigten den Netzzugang 

zu ermöglichen

HDTV (High Defi nition Television)

Hochaufl ösendes Fernsehen; HDTV arbeitet mit dem Bild-

format 16:9 und weist mindestens eine Aufl ösung von 1280 

x 720 = 921.600 Bildpunkte auf (full HD: 1920 x 1080 Bild-

punkte). 

IP-TV (Internet Protocol Television)

Fernsehübertragung unter Verwendung des Internet Proto-

kolls. Aus der Bezeichnung ist allerdings nicht erkennbar, über 

welches Netz die Übertragung erfolgt. Es sind deshalb stets 

zusätzliche Angaben erforderlich. z. B. IP-TV via DSL.

Mobile-TV

Übertragung multimedialer Anwendungen auf mobile End-

geräte mit Bildschirmdiagonalen bis maximal acht Zoll. Diese 

werden auch als Handhelds bezeichnet.

MPEG-2; MPEG-4

Datenreduktionsverfahren für Fernsehsignale. Bezogen auf 

gleiche Signalqualität wird bei MPEG-4 gegenüber MPEG-2 

nur etwa die halbe Bitrate benötigt.

Navigator

System zur Anzeige und zum Einschalten digitaler Program-

me auf Basis im DVB-Transportstrom mitübertragenen Ser-

vice Informationen (SI).

Simulcast 

Gleichzeitige Verbreitung von gleichen Angeboten (Program-

men, Diensten) über unterschiedliche technische Infrastruk-

turen (bspw. analog und digital im Kabel).

Set-Top-Box (STB)

Empfänger für das digitale Fernsehen. Für die verschiedenen 

Übertragungswege (Satellit, Kabel, Terrestrik, DSL) sind un-

terschiedliche Set-Top-Boxen erforderlich.

Triple Play

Gleichzeitiges Angebot von Rundfunkempfang, Internetzu-

gang und Telefonie

WiMAX (Worldwide Interoperabi-

lity for Microwave Access)

Konzept für funkgestützte regionale Datennetze mit Reich-

weiten bis 50 km und Bitraten bis 150 Mbit/s; direkte Kon-

kurrenz zu t WLAN und t DSL

WLAN (Wireless Local Area Network)

Funkgestütztes lokales Datennetz mit Bitraten bis über 100 

Mbit/s
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Aufbruch ins digitale Zeitalter

Aktuelle Entwicklungen:

Plattformen, Adressierbarkeit, IP-TV
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62006 werden tektonische Verschiebungen in der Medienlandschaft sichtbar, die die 

Digitalisierung auslöst: Die bisherigen Transporteure von Programmen werden zu 

Inhalteanbietern und Plattformen zum Schlüssel für die digitale Welt. Programm-

veranstalter suchen nach neuen Geschäftsmodellen. Auf den Nutzer kommen eine 

Vielzahl neuer Angebote zu – und weitere Kosten. Adressierbarkeit und Verschlüs-

selung weisen den Weg zu mehr Pay-TV-Paketen.     

Diese Entwicklungen stellen die Regulierung vor große Herausforderungen. Der 

Digitalisierungsbericht 2006 der Gemeinsamen Stelle Digitaler Zugang der Lan-

desmedienanstalten setzt sich mit den Veränderungen auseinander und analysiert die 

nötigen Justierungen in der rechtlichen Rahmensetzung. 

Diese medienpolitische Betrachtung wird ergänzt durch aktuelle Daten zu Stand 

und Entwicklung der Digitalisierung des Fernsehempfangs. 
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